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» Wohltfahrtsstaat«, als Begriff 1n die Geschichte eingeführt durch den englischen Oko-
un: Finanzwissenschaftler Pıgou', heißt zunächst nıchts anderes als eın

Staat, der ber die ıhm ZUr Verfügung stehenden Instrumentarıen der Aufbringungs-
un:! Verteilungspolitik die 1in einer kapıtalistischen Wırtschafts- un! Gesellschaftsord-
NUNS notwendiıg bestehende Ungleichheıit der Eınkommen und Vermögen abmildert
und dabe!: VOT allem ZEW1SSE, für besitzlose Bürger esonders bedrohliche, Tatbestände
w1e Krankheıt, Arbeıtslosigkeıit und Erwerbsunfähigkeit 1mM Alter entweder durch d1-
rekte staatlıche Leistungen oder aber durch eın 5System VO öffentlich kontrollierten
un! wenıgstens teilweise auch ötftentlich finanzıerten Versicherungen auszugleichen
sucht. Dass »Wohltfahrtsstaat« und »Demokratie« häufig SYNONYIN verstanden wurden
un! werden, 1sSt eıne, allerdings aus der hıstorischen Entwicklung nıcht ganz I11VCI-
ständliche Fehlinterpretation, da das Ma{ißSnahmenbündel, das eiınen Wohltahrtsstaat
ausmacht, 1n der Regel zuerst VO  3 jenen poliıtischen Gruppierungen gefordert worden
ist, die zugleıich auch eıne Demokratisierung des polıtischen und gesellschaftlıchen Le-
bens anstrebten. Dennoch I1 Uuss testgehalten werden, ass der »Wohlfahrtsstaat« als sol-
cher heine bestimmte polıtische Ordnung gebunden 1St. Genauso WI1e€e schon 1mM
Deutschen Kaiserreich mıt seiınem bewusst antıparlamentarısch und antıdemokratisch
ausgerichteten Regierungssystem Ansätze wohltahrtsstaatlicher Politik beobachten
sınd, Wal, WwI1e€e das » DDrıtte Reich« Cr freilich den Preıs der Ausplünderung VO
Miıllionen rmordeter jüdıscher Bürger un:! der VOILL Deutschland 1mM Zweıten Weltkrieg
besetzten Gebiete gezeıgt hat, durchaus auch eın totalıtäres Regıme imstande, sıch
»wohltahrtsstaatlich« un damıt Massenloyalıtät sıchernd verhalten. Dıiıe außeror-
dentlich hohe Zustimmung, derer sıch das natıonalsozıalıstische Regıme bıs Krıegsende
(und ZUuU eıl Ja weıt ber das Jahr 1945 hınaus) erfreuen konnte, ware ohne den SC-
pragt wohltfahrtsstaatlichen Charakter der Dıktatur aum möglıch SCWESCH. »Wohltahrts-
Taat« und »Demokratie« miıteinander verknüpfen, 4ass beıide Begriffe tatsächlich
SYNONYM wurden, 4SS dıe Bürger sıch weder den »Wohlfahrtsstaat« ohne demokratiı-
sche Strukturen och »Demokratie« hne wohlfahrtsstaatliche Gestaltung vorstellen
konnten, WAar den Bedingungen, denen die Weımarer Republık entstanden
Wal, die einzıge Chance, zwischen der Scylla eıner sozialıstisch-bolschewistischen Par-
teidiktatur und der Charybdıs eıner, VO  3 den abgewirtschafteten Elıten des Kaiserreichs
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bald wiıeder propagıerten Miılıitärdiktatur durchzusteuern. Dıies 1mM Vereıin miı1t führenden
Vertretern der deutschen Sozialdemokratie w1e€e Friedrich Ebert der auch (Gustav Nos-
ke erkannt und für seıne Politik ZU obersten Ziel gemacht und dafür auch dıe Mehr-
eıt der eıgenen Zentrumsparteı haben, gehört den großen Leistungen
Matthıas Erzbergers als Reichsfinanzminister?.

Zugleich erkannte Erzberger, ass eıne wohlfahrtsstaatliche, demokratische Staats-
und Gesellschafttsordnung 1Ur möglıch Wäl, WE die bundesstaatlıche Struktur des
Reiches in der Art, w1e€e S1€e 1mM Kaiserreich bestanden hatte, nıcht NUur 1n Einzelheıten,
sondern grundlegend geändert wurde Mochten 1n eiınem Staat, der 1Ur eıiınen relatıv gC-
rıngen Anteıl des Volkseinkommens durch seıne Aufbringungs- und Verteilungspolitik
erfasste, relatıv große Unterschiede 1in der Autbringungs- und Verteilungspolitik der
einzelnen Bundesstaaten och vertretbar erscheıinen, wenn jedoch WI1€ für die polıtı-
sche Klasse ach der milıtärıschen Nıederlage leicht einsichtig die »Staatsquote« (ein-
schliefßlich aller Paratıscı w1e 7 B der Sozialversicherungen) sıgnıfıkant ansteigen würde,
ann konnte den Bundesstaaten/Ländern 1U  an eın geringer Spielraum für eıne eiıgenstän-
dıge und unterschiedliche Staatstätigkeit auf der Aufbringungs- w1e€e autf der Verteilungs-
seıte gelassen werden:?. Übertriebene Rücksichten aut töderalistische Eigenständigkeıit
konnten schon deswegen nıcht geduldet werden, weıl s1e das mıt dem wohlfahrtsstaatlı-
chen Gedanken untrennbar verbundene Ertordernis eıner größtmöglichen Gleichbe-
handlung der Bürger gefährden konnten. jeder Politiker, der den Bedingungen
des verlorenen Krıeges für eıne wohlfahrtsstaatliche und demokratische Verfassungs-
ordnung eintrat, mMuUuUusste notwendıgerweıse für eıne reichseinheıitliche Gestaltung der
öffentlichen Einnahmen und 1er allerdings kleinere Unterschiede nıcht ausschließend

der öffentlichen Ausgaben eintreten. Problematisch Walr allerdings, 4ass der Ruf
ach »Verreichlichung« eher mıiıt der Vergangenheıt, mı1ıt dem gerade auch 1mM Kriege
sıch als Hındernis für selbst kleine Retormschritte erweıisenden antagonistischen Föde-
ralısmus argumentierte un:! wenıger auf die Zukunft, den allmählich Gestalt annehmen-
den demokratischen Wohlfahrtsstaat, abhob, der vielleicht auch mıt eiınem Weniger
Verreichlichung un! einem Mehr töderaler Selbständigkeıt ausgekommen ware. Al-
lerdings sollte be1 solchen Überlegungen nıcht übersehen werden, ass »Verreich-
lıchung« auch ıne Entlastung der Länder VO vielen Konflikten mıt sıch gebracht hat,
während die Reichspolitik umgekehrt hierdurch stärkere Belastungen erfuhr‘.

11

Matthıas Erzberger hatte, se1t 1903 erstmals als damals Jüngster Abgeordneter für den
württembergischen Wahlkreis Biberach-Leutkirch-Waldsee-Wangen 1n den Reichstag
gewählt worden Wäl, 11UI och für die, aber auch 1Ur och VO  — der Polıitik gelebt. Er
verkörperte Jjenen, für das Zentrum eher och seltenen Typ des »Berufspolitikers« gCIA-
dezu exemplarısch, der bei den alten Eliten des Kaiserreichs schon deswegen besonders
verhasst Wal, weıl VO Begınn seıner parlamentarıschen Arbeıt das ıhm übertrage-

Mandat ahm und keinerle1 Scheu hatte, älteren Parlamentarıerkollegen sowohl
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Vor 1914 schwankte die Staatsquote bıs a betrug während des Krieges V,
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AUus der CIHCENCN WIC aus gegnerischen Parteıen oder den sıch als überlegen ansehen-
den Bürokraten un: Beamtenmıinistern ENILZgEgENZULFELEN un S1C MI SCINCIN, durch
arte Arbeıt erworbenen, Sachverstand nottalls auch öffentlich blofß stellen (sanz
besonders schmerzlıch sollte das C1iM Mann erfahren, der 1U alter als Erzberger
bereıts 1Ne leiıtende Posıtion der Bürokratie aufgestiegen WAar und der durch Erz-
bergers schonungslose Enthüllungen ZUuU Rücktritt SCZWU wurde arl Helftfterich
der als stellvertretender Leıter der Kolonialabteilung ach Erzbergers Enthüllungen
ber skandalöse Vorgänge be] der Verteilung VO Aufträgen Fırmen, die Koloni-
algeschäft T, Jahre 1906 seinen Hut nehmen MUSSTE, WAar seıtdem eCin erbıt-
Lterter Feind Erzbergers ber auch tührenden Politikern der CIHCHNCH Zentrumsparteı
Walr das Agıeren dieses Neulings parlamentarischen Geschäft nıcht geheuer; jemand
der nıcht warten wollte, bıs ıhm kraft »SenıJj0rität« Funktionen zufielen, der vielmehr
VO Begınn der parlamentarıschen Laufbahn bestrebt SCWESCH Wal, sıch als Führer
der CISCHNCH Parte1ı und als VO  - den gegnerischen Parteıen gefürchteter Parlamentarıer
profilieren, erfreute sıch naturgemäfß Zentrum nıcht uneingeschränkter Sympathıen,
selbst WEeNnNn CLHOTINC Arbeıtskraft, politische Leidenschaft un:! die Bereıt-
schaft, sıch auch nıcht VOT unangenehmen Aufgaben drücken, vielen der Honoratıo-
ICH, dıe dıe Parte1 tführen wollten, Sal nıcht ungelegen kam)® Auf jeden Fall W arlr Erzber-
CI bereits VOT Kriegsausbruch 1914 der eintlussreichsten Parlamentarıer des
Kaiserreichs aufgestiegen; während des Weltkrieges spielte Erzberger, jedenfalls solange

sıch ı Übereinstimmung MI1L der CISCNCN arte1 WI1eC den Konservatıven und den INC1S5-
ten Liberalen für Sıegfrieden Deutschlands und C1inN Zusammenspiel VO Zentrum
un:! Konservatıven aller Schattierungen CINSCLUZTE, 111 nıcht unwichtige Rolle
Reichstag un:! dessen Hauptausschuss, aber erst radıkale Umorientierung VO
Befürworter Sıegfriedens mıit ausuternden annexıionıstischen Vorstellungen Zu
ebenso entschiedenen Vertreter Kompromissfriedens der SCMECINSAM MItT den
Mehrheitssozialdemokraten und den Linkslıberalen verabschıedeten Friedensresolution
des Reichstags Sommer 1917 machte Erzberger der Schlüsselfiguren der
deutschen Polıitik Hatte Erzberger VOT dem Weltkrieg och davon geredet, das VO ıhm
gewünschte parlamentarısche Regierungssystem INM! miıt den Konservatıven
verwirklichen wollen, brachte ıh: dıe Erfahrung des Weltkrieges dazu, den polıtı-
schen Systemwandel nıcht mehr Vereın mMIit den Konservatıven, sondern bewuss-
ter Umkehrung sSsC1NCS5 trüher ausgepragten Antısoz1ıalısmus U mMIit der Mehrheıitssoz1-
aldemokratie anzustreben Ermöglicht wurde dieser Wandel natürlich auch dadurch
dass dıie Mehrheitssozialdemokratie Friedrich Eberts Führung sıch Ja auch VO
rüheren Vorstellungen verabschiedet hatte, 4ass weder 1Ne sozıialıstische Staats und
Gesellschaftsordnung och Sal die » Diktatur des Proletarınts« VO der MSPD verlangt
wurden, sondern C1inNn demokratisches und parlamentarısches System®

Als Ende des Krıeges och überstürzt das parlamentarısche System (nıcht aber
C1iMN demokratisches) eingeführt wurde, gehörte Erzberger den Personen dıe ganz
selbstverständlich Regierungsfunktionen beruten wurden Das Amt das ıhm übertra-
SCH wurde, nämlı:ch tür das Deutsche Reich den Woaftftenstillstand auszuhandeln, War
ıhm sıcherlich nıcht besonders erwünscht enn angesichts der mıiılıiıtärischen Gesamtlage
un!| der allııerten Forderungen 1e18 sıch »Ruhm« IM1T dieser Aufgabe sıcher nıcht SC
WINNCNH, vielmehr konnte sıch C1inNn erfahrener Politiker leicht ausrechnen, dass jemand
der die milıtärische Niederlage besiegeln MUSSTE, Anfeindungen aller Art auSgeESETZL SsSC1IN

EPSTEIN, Erzberger, 96ff
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würde. Dass Erzberger aller, sıch Ja, WEn I1Nlamll die publizistische Hetze ıh:
betrachtet, realıstıschen Bedenken bereıit fand, die deutsche Waftenstillstandskommiuisst-

eıten, VOIl eıner bemerkenswerten Bereitschaft, sıch 1n dıe Verantwortung
nehmen lassen, die eigentlich höchste Anerkennung verdient hätte und ZW alr gerade
VO jenen, dıe selber feige, ver antwortungslos SCWECSCH WAarcm, sıch ıhrer eigenen
Verantwortung, nämlıch der VO ıhnen verschuldeten Katastrophe, stellen?.

Erzberger hatte ach Ausrufung der Republik entscheidenden Anteıl daran, 4ass Aaus

der seıt Sommer 1917 bestehenden Zusammenarbeıt zwischen Zentrum, Linksliberalen
und Mehrheitssozialdemokratie 1mM genannten Interfraktionellen Ausschuss ach den
Wahlen ZUr Nationalversammlung eıne törmlıche Koalıtion hervorging. Wohl hätte die
Sozialdemokratische Parteı sowohl miıt den Linksliberalen Ww1e€e auch mıt dem
Zentrum (»Christlıche Volkspartei« bei den Wahlen ZU!r Nationalversammlung) Je allein
eıne Mehrheıit bılden können, aber nıcht 1Ur beide bürgerliche Parteıen wollten nıcht
jeweıls allein in eıne Koalıition mıt der MSPD, sondern auch deren unbestrittener Füh-
ICI, Friedrich Ebert, strebte diese Koalıtion a da 65 ıhm wichtig erschien, eın möglıchst
breites polıtısches Spektrum in die Regierung einzubınden, für die CUu«cC Verfassung
WwW1e€e auch für den Friedensschluss eıne Mehrheit sıchern. Obwohl sowohl Teıle der
MSPD w1e€e des Zentrums sıch ebentfalls weıgerten, die Verantwortung für dıe Deutsch-
and 1n Versauilles auferlegten Friedensbedingungen übernehmen und für Ablehnung
plädıerten, hat eıne Mehrkheıt dieser beiden Parteıen ann doch aut Drängen Erzbergers
un Eberts für die Annahme plädıert, während die DDP sıch aus der Regierung
rückzog. Da auch Reichsministerpräsident (Reichskanzler) Phılıpp Scheidemann VO
der MSPD ZUTFr Ablehnung geraten hatte und den Vertrag nıcht durch seıne Unterschriuft
besiegeln wollte, kam 6S ZUur Neubildung der Koalıtion dem Reichskanzler
Gustav Bauer, der NUur och MSPD und Zentrum angehörten, die aber für eıinen spate-
fTen Wıiıedereintritt der DDP 1n dıe Regierung offengehalten wurde?. Unter diesen Um-
ständen, der angestrebten Wiederauflage der Weımarer Koalıition, hatte Erzberger,
der 1m Kabinett Bauer Reichsfinanzminister und Stellvertreter des Reichskanzlers WeCI-
den sollte, zunächst den Plan verfolgt, den bisherigen Reichsfinanzminister Bernhard
Dernburg als »Fach«miuinister 1mM Amt halten und selber das Reichsverkehrsminıister1-

übernehmen, das die 1m Grundsatz bereıts beschlossene Verreichlichung der Fı-
senbahnen durchführen sollte?. Dıeser Plan scheiterte der Weigerung der DDP-
Fraktion, ass Erzberger ann doch dem Dräangen Eberts nachgab un: sıch für das
Amt des Reichsfinanzministers S11 Verfügung stellte!®.

Vgl hierzu neben EPSTEIN, Erzberger, auch RUGE, Erzberger,
Vgl hierzu WITT, Friedrich Ebert 992} Akten der Reichskanzlei. Das Kabinett Bauer,

bearb Anton (GOLECKI, Boppard Rhein 1980, W Y IV (zukünftig ZIT. Kab Bauer). Ar-
nold RECHT, Aus nächster ähe Lebenserinnerungen 4—1  , Stuttgart 1966, 284, SOWl1e
Matthias ERZBERGER, Erlebnisse 1mM Weltkrieg, Stuttgart 1920 379 sSOWl1e seıne Rede 1in der Natıo-
nalversammlung 8./.1919, Stenographische Berichte über die Verhandlungen der Nationalver-
sammlung des Reichstags, Bd 327 1376 (zukünftig ZAt. RT)

Kab Bauer, X XVIt und (Sıtzung VO 3.7.39UI: TOP S, Anm. 15)
FERZBERGER, Erlebnisse (wıe Anm 8), 2479
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1 )ass Erzberger ezogert hatte, das ungleich wichtigere, Gestaltungsmöglichkeiten Ce1r-

öffnende Reichsfinanzminıisterium übernehmen, 1St verständlich. Denn erneut wurde
ıhm eın überaus konfliktträchtiges Amt angetragen; schon als für den Waffenstillstand
un für die Durchsetzung des Friedensvertrags verantwortlicher Mınıster Wal Erzber-
pCcI VO den rechten Parteıen un: deren willfähriger Presse 1n hetzerischer Weıse ANSC-
griffen worden!! und DE konnte sıch leicht ausrechnen, 4Sss CIy, ahm CT die Aufgabe als
Reichsfinanzminister in verantwortungsvoller Weıse wahr, ZU!T Zielscheibe weıterer,
verstärkter Polemik werden würde Denn ıhm WAar bewusst, 4SsSs jeder Reichsfinanzmıi-
nıster angesichts des verlorenen Krieges und der hiıeraus resultierenden, 'T och ga
nıcht abschätzbaren, finanzıellen Belastungen des Reiches mıt rücksichtsloser Härte
sowohl töderalistische Widerstände ausraumen mMusste als auch steuerliche Belastungen
für die gesamte Bevölkerung, besonders 1aber für die bisher steuerlich ımmer geschonten
alten Elıten!?;, durchsetzen MUSSTE, die alles bisher 1n der Offentlichkeit Bekannte weıt
übertraten. jeder Reichsfinanzminıister hatte mi1t dem Wiıderstand der Regierungen
un Bürokratien zumiıindest einıger wichtiger Länder‘?® rechnen und durfte siıcher
se1n, ass alle VO den auf sS1e zukommenden steuerlichen Lasten betrottenen Schichten
einhellıg Protest erheben und 1mM günstigsten Falle auf die Anderen, denen InNnan die Las-
ten autbürden sollte, verweısen würden.

Dass Erzberger ezögert hatte, hıng auch damıt INMCN, 4SS anders als seıne
beıden, der DDP angehörenden Vorganger, scheinbar auf keıne dem Amt adäquate
Vorbildung verweısen konnte. ugen Schiffer, Rechtsanwalt un! langjähriges Mitglied
des Reichstages und des preußischen Abgeordnetenhauses, War schon 1917 als Unter-
staatssekretär ın das Reichsschatzamt beruten und ann VO Rat der Volksbeauftragten
ZUuU Staatssekretär ernannt worden und hatte das Amt, nNnu mıiıt dem Titel des Reichsti-
nanzmınısters, 1M Kabıinett Scheidemann bıs einem selbstinszentıerten Konflikt!* 1m
Aprıil 1919 behalten. Seıin Rücktritt hatte ZW ar objektiv wen1g mıiıt dem vorgegebenen
Anlass tu. sondern spiegelte in Wirklichkeit seıne Unfähigkeıt wiıder, den Retorm-
PTFOZCSS der öffentlichen Finanzen regierungsıintern w1e€e parlamentarisch konzeptionell

gestalten und dann auch durchzusetzen, aber 1n der Offentlichkeit wurde 1€e5 aum
Wahr genommen. Seıin Nachtfolger Bernhard Dernburg besafß ebentalls Regierungserfah-
LUun$; VO 1906 bıs 1910 hatte Cr das Reichskolonialamt geleıtet, annn aber pıkanter-

auch eın »Opfer« VO Erzbergers parlamentarischen Attacken zu_rücktreten
11 EPSTEIN, Erzberger, 33/—341

Vgl dazu WITT, »Patriotische Gabe« und »Brotwucher«, 187—-199 284—-28/, als knappe —

sammentfassende Analyse des Steuersystems 1mM Kaiserreich: austührlicher DERS., Finanzpolitik des
Deutschen Reiches, 40—55 passım.
13 Sıehe dazu VOT allem die Protokolle der Konterenzen des Schatzsekretärs/Reichstinanzminıiıs-
ters mıiıt den Länder/Bundesstaaten-Finanzminister VO  . 1918 un 1919 (einschliefßlich der Proto-
kolle, die den Bearbeıitern der Aktenedition » Dıiıe Regierung der Volksbeauftragten« un der Kabı-
nettsprotokolle Scheidemann und Bauer entgangen sınd) 1mM Bestand Preußisches Finanzministerium

Berlin, Rep 151 HB, Nr. 1444—1445) SOWl1e WITT, Reichsfinanzminister un! Reichstinanz-
verwaltung,

Akten der Reichskanzlei. Das Kabinett Scheidemann, bearb . Hagen SCHULZE, Boppard
Rhein 1971 156, Sıtzung VO 11.4.1919, TOP S, Anm. 12 160—162; Sıtzung VO 14.4.1919,
TOP 6; Schiffer hatte als rund für seiıne Demission angegeben, dass 1im Reichsarbeitsministerium

seinen Wıillen iıne Ministerialdirektorenstelle für die Leıtung der Abt. »Kriegsbeschädigte«
eingerichtet worden Wal.
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mussen; Ww1e€e VOTLI 1906 hatte Dernburg ach seiınem Rücktritt wıeder als Bankier BCAI-beitet un erschien VO  - daher für das Reichsftinanzministerium als besonders gee1gnet;ob 5 1es wirklıich SCWESCH ist, I1USS der 1Ur Z7wel Monate auernden Amtstüh-
rung offen bleiben!>. Matthıas Erzberger WAar Ja VO  - Beruft Volksschullehrer und damıt
eın akademiısch Gebildeter. In der dünkelhaften Vorstellungswelt, übrigens nıcht 1L1UTr
der polıtischen Gegner, sondern auch mancher genannter »Parteitreunde«!®, WAar das
eın beruflicher Hıntergrund, der das wichtige Amt des Reichsfinanzministers einem
»Dilettanten« auslieterte. Wer urteilte, übersah, 4Ss aum einen anderen Parla-
mentarıer (und 1Ur solche kamen für Mınısterposten ınifrage, wurde das gerade einge-führte parlamentarıische Regierungssystem genommen) vab, der sehr mıt der
Gesamtproblematıik der öffentlichen Fınanzen WAar WwW1€e Erzberger!’.Bereıts eın Jahr ach der erstmalıgen Wahl in den Reichstag hatte ıh seıne Fraktion
in den wichtigsten (der damals NU  — wenıgen) ständıgen Reichstagsausschüsse, den
Haushaltsausschuss, delegiert. Innerhalb weniıger Jahre hatte Erzberger sıch mıt 1M-
INCNSEM Fleifß als der unbestrittene Experte der Zentrumspartei für alle Fragen des
Haushalts, des materiellen Steuerrechts un:! des komplizierten Geftlechts der öffentli-
chen Fiınanzen 1mM Bundesstaat profiliert. Keıine einzıge der zahlreichen Steuer- und Fı-
nanz»reformen« VOT der Revolution 1918 Walr ohne die materiıelle Ww1e€e parlamentarischeMiıtwirkung Erzbergers zustande gekommen. 1in den Jahren 1904 hıs ZU Zusam-
menbruch 1918 hatte Erzberger die Fınanzpolıitik des Reiches entscheidend mıtgestaltetund sıch damıit sehr ohl auch tachlich für das Reichsfinanzministerium qualifiziert
CLWAS, W as auch seine ıhn des Diılettantismus beschuldigenden politischen Gegnernıgstens annn indırekt anerkannten, WE S1e ıhm diese Miıtwirkung ımmer ann €-genhielten, WECNnN CT selber zZurF Durchsetzung seınes Programms sıch in vernıiıchtender
Kritik der Fınanzpolıitik des Reiches während des Krieges erging!®,Erzberger WAar also zweıtellos mıt den Aufgaben seınes Amtes, mıt den töde-
ralıstischen, den parteıpolıtischen un:! den gesellschaftlichen Interessen, die be-
rücksichtigen oder AUS dem Wege raumen oalt, ohl uft. Und sobald er seıne
eiıgenen Bedenken, die Ja nıcht 1m tachlichen Bereıich, sondern iın der unvermeıdlichen
Konfliktträchtigkeit des Amtes gelegen hatten, überwunden hatte, 1eß seıne Amtstfüh-
Iung hıervon nıchts mehr erkennen. Zögerlıiches Taktıeren un Lavıeren keine
Eıgenschaften dieses Mannes, sondern er ahm die Herausforderungen des Amtes
un: zeıgte einmal mehr Jjene tatkräftige Entschlossenheıt, die ıhn sowohl 1n seıiner lang-Jährıgen parlamentarischen Tätıgkeit Ww1e€e in den wenıgen onaten als parlamentarischerMınıster ausgezeichnet hatte. Dabe: kam ann auch eiıne Fähigkeıit ZU Tragen, die 1n

Ebd., 190, Sıtzung VO 21.4.1919, TOP 0 1n den vollständig durchgesehenen Sachakten des
Reichsfinanzministeriums, die heute vollständig 1M Berlin als Bestand autbewahrt werden,ließen sıch kaum Hınweise auf ine irgendwiıe bedeutsame Einflussnahme Dernburgs auffinden;allerdings sınd die wichtigen Akten der Haushaltsabteilung un! die Akten über den Fiınanzaus-
gleich vernichtet worden.

Besonders gehässige Kommentare Erzbergers politischem VWırken, aber uch seinem
persönlichen Verhalten finden sıch 1n dem Nachlass des westtälischen Industriellen und Zen-
trumsabgeordneten Rudolt ten Hompel, vgl dessen Nachlass 1m Berlıin.

Vgl für die elıt bis 1914 VOT allem die ungedruckten Protokolle des Haushaltsausschusses (BABerlin, Reichstag, Nr. 2897—296, 308—319) SOWIe für die Kriegszeıt: Der Hauptausschuss des Deut-
schen Reichstags eingeleitet VO Reinhard SCHIFFERS (Quellen ZUuUr Geschichte des
Parlamentarismus un! der polıtischen Parteıen, Reihe, Bd 1-1V), Düsseldorf 1981 Erzberger
Waltr Jahrelang Berichterstatter über den quantıtatıv bedeutendsten Einzeletat »Reichsheer«.

EPSTEIN, Erzberger, 373$
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der gegebenen Sıtuation Deutschlands 1m Sommer 1919 eigentlich von allen politisch
Verantwortlichen erwarten BCWESCH ware, nämlıch die Bereitschaft, veränderte Lat-
sächliche Verhältnisse als solche ZUr Kenntnis nehmen, sıch durch Erfahrungen be-
lehren lassen und ann auch, wenn die veränderten Tatsachen 1€es erforderten, eige-
M' früher geäußerte Überlegungen radıkal iınfrage stellen und sıch nıcht damıt
aufzuhalten, unhaltbar gewordene Posıtionen verteidigen. Diese nüchtern abwägen-
de Verhaltensweise W ar für viele seiner Zeıtgenossen, die wıder jede Vernunft un:
Wahrhaftigkeit das Zurück Z »guten, alten Zeıt« der Vorkriegsjahre propagıerten,gleichbedeutend mıt »Charakterlosigkeit« un »blankem Upportunismus«, C1iNC eur-
teilung, dıe selbst 1ın wohlwollenden Biographien!” bıs ZU heutigen Tag durchschimmert.

Zum Teıl hängt diese Beurteilung auch damıt IMMECN, a4ass Erzberger explızıt nıe
zugegeben hat, z B VOTL dem Weltkrieg selber hartnäckig angeblichen verfassungs-
rechtlichen, tatsächlich aber 11Ur usurpierten bundesstaatlıchen Prärogatıven 1mM Fınanz-
und Steuersystem des Reiches festgehalten haben, und ass 6S in seınen Reden als
Reichsfinanzminister?® sorgfältig vermied, 1n seıner sıch völlig berechtigten Kritik
dem Finanzgebaren des Reiches 1mM Weltkrieg“' einzugestehen, 4SS auch hıergegen
solange keıne Einwände erhoben hatte, als eıiınen deutschen Sıeg geglaubt oder die-
SCI1 erhofft hatte. rot als ıhm immer stärkere Zweıtel den Sıegchancen gekommen

und zugleich mıt der Abspaltung der Linken iınnerhalb der MSPD eıne deutliche
Umorientierung sıchtbar wurde, die konservatıven Parteien un:! die NeCUu auftretende
rechtsradıkale »Vaterlandspartei« aber unbeırrt ıhre annexıioniıstische, kriıegsverlängern-
de Politik weıter verfolgten und keinerle1 iınnenpolıtische Retormen zulassen wollten,
hatte sıch Erzberger für eıne Zusammenarbeıt miıt Linkslıberalen, Teıilen der Nationallı-
eralen un: der MSPD ausgesprochen, mıt der Friedensresolution und der instıitu-
tionalısıerten Zusammenarbeıit mıt diesen Parteıen 1mM »Interfraktionellen Ausschuss«
eıne Neuorientierung der Innen- un Außenpolıitik einzuleıten??. Ebenso \
nıg vertraute NUu.  n och darauf, dass sıch die ach Kriegsende offenbar werdende f1-
nanzıelle Katastrophe mıt dem »bewährten« Föderalismus würde bewältigen lassen. Fı-

unıtarısche Gestaltung der öffentlichen Fınanzen erschıen ıhm, W1€ übrıgens nıcht
11UT der MSPD der den Liberalen, sondern VOT allem auch der hohen Reichsbürokratie,
unvermeıdlıch.

Be!I Erzbergers Umgang mıt seıner eigenen polıtischen Vergangenheıit zeıgte sıch je-
N Parteipolitikern anscheinend eingeborene, Unfähigkeıt, eıgene Fehleinschätzungen
un darauf beruhende sachliche Fehlentscheidungen als solche anzuerkennen und damıt
eıgenes Versagen zuzugeben. Wıe viele andere Politiker jedweder Couleur Warlr Erzber-
SCI gene1gt, das eigene politische Handeln als richtig und unangreıtbar anzusehen,
Fehler und Versagen konsequenter Weiıse 1Ur bei anderen entdecken. SO richtig
Wal, arl Helffterich, seiınem Intimtfeind seıit den Kolonialskandalen, vorzuwertfen, 4Ss
seıne Fınanz- und Steuerpolitik für die Mısere der öffentlichen Fınanzen ach Kriegs-

Ich spiele auf die Biographien bzw Teilbiographien VO:  - Epsteın, Eschenburg, bedingt uch
Möller
20 Gesondert gedruckt als Matthias ERZBERGER, Reden ZUr Neuordnung des deutschen Fınanz-
WESCNS, Berlin 1919
21 Vgl hierzu neben der noch ımmer unverzichtbaren, 1m Rahmen des Carnegie-Projektes enNTt-
standenen Studie VO  3 Walter LOTZ, Dıie deutsche Staatsfinanzwirtschaft 1mM Krıiege, Stuttgart PORF:
uch Konrad ROESLER, Dıie Finanzpolitik des Deutschen Reiches 1m Ersten Weltkrieg, Berlin
1967, und Gerald FELDMAN, The Great Disorder. Politics, Economıics, and Society 1n the Ger-
mMan Inflation,9New York/Oxtord 1993 2551
22 EPSTEIN, Erzberger, SOWIl1e miıt dem Verzeichnis VO  3 Erzbergers Schritten.
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ende verantwortlich WAal, weıl Helfterich die Vorstellung vertireten hatte, INa  - werde Ja
den geschlagenen Kriegsgegnern das »Bleigewicht der Mıllıarden« deutscher Kriegskos-
ten auferlegen können, un: folgerichtig Heltterich MIit dem Prädikat des »leichtter-
tigsten aller Fıinanzminıster« belegen“, hätte Erzbergers CIBCNCI Glaubwürdigkeıit
gedient, WEn often eingestanden hätte, ass auch lange eıit ganz Ühnliche 16
sungsmodelle für die aufgelaufenen deutschen Kriegskosten favorisıert hatte.

Als Matthıas Erzberger Junı 1919 ZU ersten Mal SC1INECIN Dienstsitz
Wiılhelmsplatz betrat WAar das ZU Reichstinanzministerium umbenannte ehemalige
Reichsschatzamt och nıchts anderes als C1in relatıv kleiner, Normen setzender,
aber MITL dem Normenvollzug befasster, bürokratischer Apparat dessen OIganl-
satorische Strukturen sıch och VO dem Zustand des November 1918 _-
schieden Da März 1919 die bısher MIit der Verwaltung des reichseigenen Vermögens
und der Aufsicht ber die zahlreichen Kriegsgesellschaften MIt Zehntausenden VO An-
gestellten betraute Abteilung als selbständiges Reichsschatzministeriıum ausgegliedert
worden W ar dafür aber die bisher beim Reichswirtschaftsministeriıum ressortierende
Abteilung »Geld und Kredit« 11185 Reichsfinanzministerium übergegangen Wal, hatte das
Reichsfinanzministeriıum 1U alle für die öffentlichen Fınanzen wesentlichen Aufgaben

SC1INECIN ach versammelt** Erzberger WAar sıch allerdings bewusst, ass ein parla-
mentarıscher Mınıster erfolgreich NUur ann würde agılCcrech können, wenn bestimmte OI1-

ganısatorische Voraussetzungen geschaffen Angesichts der Bedeutung des F1ı-
NanzreSSOTrts hatte Erzberger schon November 1918 durchgesetzt ass der aus dem
württembergischen Staatsdienst stammende Regierungsrat Stefan Moesle, eingeschrie-
benes Mitglıed des Zentrums, als Ministerijaldirektor MIit der Leıitung der Steuer-
abteilung (indırekte Steuern und Zölle) betraut wurde: und nach SC1INECTI Ernennung ZU
Mınıster SeiIizte Erzberger sofort die Ernennung Moesles ZUuU Staatssekretär (ver-
antwortlich für beıide Steuerabteilungen und für die Planung und den Autbau der
Reichstinanzverwaltung) durch Zugleich richtete Erzberger das Mıniıster-
büro C1MN und berief dessen Leıiter ebenfalls dem Zentrum angehörigen eam-
ten, den Ministerialrat Dr Joseph Hemmer Eınem Zentrumsmitglied Paul
Beusch übertrug CT die Leıitung der ebenfalls durch ıhn eingerichteten Nachrichtenstelle
des RFM deren Aufgabe eiNnNerseIts die Beobachtung der - un ausländischen Presse,
andererseıts auch deren Beeinflussung WAar Wohl auch auf Erzbergers persönlıche
Empfehlung hın, holte sıch Staatssekretär Moesle als persönlıchen Reterenten Dr Her-
INann Pünder, der ohl ohne tormelle Parteimitgliedschaft doch als dem Zentrum
angehörend anzusehen Wal. 7 Erzberger hatte ach SC1IHCT Ernennung sofort dafür
gESOTZT, dass ıhm Personen SC111C5 persönlıchen, auch parteipolıtischen Vertrauens ZUa1l-
beıiteten un! ıhm damıt Wemgstens Cih Mindestmafß fachbürokratischer

23 Bd AT 1377 (8
Vgl WITT Reichstinanzminister unı Reichsfinanzverwaltung, Off Vor dem Erzberger

energisch vorangetriebenen personellen Ausbau verfügte das NUr über ELTW 190 Planstellen,
die nıcht alle besetzt WAaren,; Vorgriff auf den Haushaltsplan 1920 dessen Aufstellung Ja IcH1C-
rungsmter n bereits August 1919 begonnen hatte, bzw durch Nachträge ZU Haushalt 1919
wurde die Zahl der Planstellen bereits auf rd 760 erhöht, aber TST Haushalt 1924 wurde der
Ausbau des MIt rd 140 Planstellen abgeschlossen
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Kompetenz SA Verfügung stand®>. Obwohl natürlich VO  } vielen Seıiten diese Mafßnah-
INCIN als »Parteipolitisierung« eiıner sıch neutralen, »über den Parteıen stehenden Bu-
rokratıe« verleumdet wurden, bewies Erzberger gerade durch die gezielte Besetzung
VO  — Schlüsselpositionen mi1t Personen SC111C5 Vertrauens, 4ss DE 1e] besser als die me1s-
ten seıiner parlamentarıschen Ministerkollegen verstanden hatte, W as Parlamentarıisıie-
rung des Regierungssystems bedeutete.

Be1 Amtsantrıtt Erzbergers die Planungen für dıe Neugestaltung der öftftfentlıi-
chen Fınanzen bereıts weıt vorangetrieben, aber endgültige Gestalt 1in orm VO (jeset-
zesvorlagen hatten abgesehen VO CINMISCH wenıgen, altere (zesetze tortschreibenden
Vorlagen die zahlreichen notwendigen Eınzelgesetze weder 1mM Mınısterium och als
Kabinettsvorlage ANSCHOIMNINCH, Dieser Tatbestand galt auch für dıe Gesamtfinanzpla-
NUNg, 1in der dıe vermutetifen Ausgaben und die dafür notwendigen Einnahmen aller e7.»
bietskörperschaften, also des Reıichs, der Länder, der Kommunen und der Kommunal-
verbände, ertasst werden IMUSSTIEN. Weder hatte INa Klarheıt darüber ‚WONNCH, welche
finanzıellen Belastungen der (sesamtstaat un! seıne Glieder jeweıls tragen hatten,
och WAalt die Aufteilung der Aufgaben zwıschen Reich un:! Ländern, dıe Ja VO den
parallel laufenden Beratungen der Reichsverfassung abhängıg Wal, beschlossen.
och nıcht entschieden WAar auch die rage, WClI, Reich oder Länder, die Verwaltungs-
hoheıt ausuüben sollte; VO  - eiıner bloßen tormalen Aufsıicht des Reıichs ber weıterhın
landeseigene Finanzverwaltungen w1e schon 1mM Kaiserreich bıs hın ZUr Verwaltung gllerSteuern un Abgaben durch ıne NEU bildende Reichstinanzverwaltung oder

dreigeteilten Verwaltungsaufbaus, jeweıls selbständıg VO Reıch, Ländern und
Gemeinden für dıe ıhrer Ertragshoheıit unterliegenden Abgaben gebildet, kursıerten
Vorschläge. Und auch die ganz unabhängıg VO der Verwaltungshoheıt ach übereın-
stımmender Überzeugung einheıtliıch gestaltenden Verwaltungsgrundsätze befanden
sıch och in Arbeıt?®. Und schließlich W ar dıe tormelle Stellung des Reichsfinanzminis-
ters 1mM regierungsıinternen Entscheidungsprozess ungeklärt. War WAar offensıichtlich Aaus

den Erftfahrungen des Kaiserreichs, dass der für die Finanzen verantwortliche Mınıiıster
gegenüber den anderen Fachressorts gestärkt werden MUSSTE, WeNn CT die Finanzen des
Reiches 1n Ordnung halten wollte, aber diese theoretische FEinsıcht 1ın praktisch hand-
habbare Bestimmungen für die regierungsınterne Planung un! Aufstellung des Reichs-
haushalts, für dessen Vertretung 1ın Reichstag un Reıichsrat und iınsbesondere für dıe
plangetreue Umsetzung 1ın der tatsächlichen Haushaltstführung durch dıe Fachressorts
umzuwandeln, W alr eıne Sanz andere Angelegenheıt“. Schließlich Walr VO  — dem umfang-
reichen Paket der ZuUur Finanzıerung der öffentlichen Ausgaben notwendıgen Steuerge-

erst eın kleiner Teıl der Nationalversammlung zZUR: Beschlussfassung vorgelegt

25 Ebd., 5ff 73$$ Die VO  3 Erzberger einberutenen Beamten, insbesondere Hemmer und Pün-
der, die Ja beide noch Staatssekretäre der Reichskanzlei und damıt der zentralen Politikkoordinie-
rungsinstanz werden sollten Maı 1921 bıs November 1927 bzw. Julı 1926 bıs Junı gehörten
sicherlich auch qualitativ den besten Beamten des Mınısteriums. Das gilt übrigens uch für Paul
Beusch, der Erzbergers Nachfolger 1im Joseph Wırth, Zu MınDıiır und Leıiter des LCUu

geschaffenen, zentralen Prüftfdienstes ernannt wurde. Beusch verfasste uch die sicherlich beste
zeıtgenössische Interpretation der Erzbergerschen Reformen (Paul BEUSCH, Dıie Neuordnung des
deutschen Fiıinanzwesens. Vıer Vorträge, Mönchen-Gladbach

Kab Bauer, 115 (132:1919); 131 (Sıtzung VO 1871919 TOP x 136 (Sıtzung VO 21A1912
TOP 4), 150 (Gemeinsame Sıtzung VO Reichsregierung und Preufßischem Staatsmıinıisterium,
20.7.141919, TOP 3)

Zum Problemzusammenhang vgl WITT, Finanzpolıtik des Deutschen Reiches, 231
DERs., Reichsfinanzminister un Reichsfinanzverwaltung, 2941



770) PEIER-CHRISITIIAN WIIT

worden??. Die Masse der auch polıtısch besonders umstrıttenen Vorhaben, nämlıch Fın-
kommensteuer-, Körperschaftssteuer- und Kapitalertragssteuergesetz, War och nıcht
eiınmal 1mM REFM abschließend beraten, geschweıge denn dem Kabinett ZUr Beschlusstas-
SUNg vorgelegt worden. Auf Vorarbeiten durch Schiffer un: Dernburg un! wichtiger

durch die Beamten des Mınısteriums konnte Erzberger zurückgreifen, 1Ur WenNnn ach
eiıner in sıch stımmıgen, sowohl zußere Ww1e€e ıinnere Kriegsfolgelasten realıstisch einbe-
zıehenden Fiınanzplanung“” oder eıner in sıch stımmıgen, mıt den sozıal- und wiırt-
schaftspolitischen Konzeptionen vereinbaren Aufbringungs- und Verteilungspolitik des
(GGesamtstaates gefragt wurde, herrschte eher Unsicherheıt. Die vielen losen Enden der
bisherigen Planungen unübersehbar un 65 zeıgte sıch, 4ass die Überlassung des
Fınanzressorts die DDP, die 1m November 1918 scheinbar logisch mıt der Betör-
derung des bisherigen Unterstaatssekretärs ZU Staatssekretär bzw. Mınıster erfolgt
WAal, kontraproduktiv SCWESCH WAarl. Zu CN War Schiffer, aber auch se1ın Nachfolger
Dernburg, MIt den Interessen VO Industrie, Handel und Banken verknüpft, als ass S1e
eıne mıit der Soz1al- un! Wırtschaftspolitik ıntegrierte Finanzpolitik hätten konzeptio-
nell entwickeln un:! parlamentarısch durchsetzen können (oder auch NUr durchsetzen
wollen)*°.

Besonders problematisch, weıl ber die tatsächlichen Belastungen des Reichshaus-
halts hınwegtäuschend, Wal dabeı, dass, auch als die Friedensbedingungen mıiıt ıhren
tinanzıellen Folgen für das Reich erkennbar waren?!, dıe iınneren un! außeren Kriegs-
folgelasten 1n eiıner Weıse kalkuliert worden 1N, die INnan NUr als fahrlässig bezeich-
1TICH kann”?; ebenso folgenreich W ar CS, ass die 1m Laufte des Haushaltsjahres 1919 NOTL-

Vgl Kab Scheidemann, 37% Sıtzung VO 26.3. 1919 TOP 13) Es handelte sıch folgende
Vorlagen: Kriegsabgabe für 1919 Kriegsabgabe VO Vermögenszuwachs, Grundwech-
selsteuer, Vergnügungssteuer, Erbschaftssteuer, Rayonsteuer, Anderung Zuckersteuer,
Tabaksteuer, Zündwarensteuer, Spielkartensteuer.

Dıie Planung sah Ausgaben aller Gebietskörperschaften VO rd Mrd ark 1in Preisen
(ın Preisen VO:  - 1913 119 Mrd Mark) VOL, VO denen rd wel Drittel auf das Reich enttallen
sollten, während Länder und Gemeinden jeweıls rd. eın Sechstel der Ausgaben tätıgen sollten. Fur
innere und außere Kriegsfolgelasten, einschließlich der Besatzungskosten, ber ohne die Versor-
Sung der Kriegsopfer und ohne die Pensi:onen für die abzubauenden Berufssoldaten, 1, völlıg
unrealıstisch, 1Ur Mrd ark in Iftd Preisen vorgesehen. Gedeckt werden sollten diese Ausgaben
11UT weniıger als WwWwe1l Drittel durch Steuern (Planungsansatz in Iftd Preisen: 23,6 Mrd Mark)

StA Berlın, Rep 151 HB, Nr. 1444, Prot. Der Sıtzung der Finanzkommissıion, 4£.,
Dernburg nachdrücklich VO einer »Überlastung« des »Kapiıtals« geWarNt hatte; noch schärfer als
1n dem offiziellen Protokall geht diese Tendenz aus dem Bericht des württembergischen Bevoll-
mächtigten, Kempff, hervor, der darauf hinwies, dass Dernburg, NSTAatt die »Kapitalisten« heran-
zuziıehen, dıe »Besteuerung der Arbeit« favorisıerte, da dıe Kapitalısten schon dadurch besteuert
se1en, dass Sze ıhre Einkommen nıcht dem gesunkenen Geldwert entsprechend erhöhen können, 01€
dıes die Arbeiter muiıt ıhren Löhnen hätten Iun bönnen. Dıie Verschlechterung der Valuta habe Ja
überhaupt den Arbeiter begünstigt un den Gläubiger betrogen. Duie Kapitalısten mussten deshalb
muit Sorgfalt angefasst und NUY besteuert werden, ıhre Rente einen Überfluss darstelle, Was meıst
nıcht der Fall sei; GLAK, 233/12699, Bericht Kempff VO 20.5.1919
31 Dies WaTt Ja spatestens se1lit dem Maı, dem Tag der Übergabe der Friedensbedingungen die
deutsche Verhandlungskommission, der Fall

Es 1sSt ‚WarTr unübersehbar, dass Aaus außenpolitischen Gründen VOT der deutschen Offentlich-
keit ıne ZEWI1SSE Zurückhaltung geboten Wäaäl, schon nıcht den Eindruck erwecken, als ob
die eutsche Regierung selber mi1t sehr hohen Reparationsleistungen rechnete, aber dass uch
gjerungsintern LUr hinter vorgehaltener and 5anz andere Zahlen als iın der offiziellen Finanzpla-
NUunNng diskutiert wurden, War insotern misslich, als sıch sowohl bei Regierungsmitgliedern VO  -
Reich und Ländern als auch bei den Parteıen der Nationalversammlung damıt wenı1g realistische
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wendıge Neuverschuldung des Reiches® nıcht aANSCMESSCH be] dem Posten »Bedienungder Reichsschuld« berücksichtigt wurde?*. Vollends unverständlich W alr aber, ass be]
AaNSCHOMUNCHCHN (und gering geschätzten) dauernden Ausgaben aller Gebietskörper-schaften VO rd 57 Mrd Mark der Steuerbedart mıt NUur rd 236 Mrd Mark angegebenwurde un: auch Erzberger den Steuerbedart zunächst NUr auf rd 30,0 bıs 305 Mrd
ark erhöhen lıeß, also eın struktureller Fehlbedarf VO  3 G5 bıs e Mrd Mark plane-risch vorgesehen war>>.

Dennoch markierte Erzbergers Ernennung eiınen Wendepunkt: Zum einen, weıl DE
anders als seıne Vorgänger Sanz bewusst den Schulterschluss mıiıt dem sozi1aldemokrati-
schen Koalıtionspartner suchte und sıch dabe1 auf seınen, ıhm Ja auch landsmannschaft-
ıch verbundenen, Kollegen Wılhelm eıl verlassen konnte, mıiıt dem er bereits wenıge
Tage ach seıner Ernennung ZU RFM die Grundsätze des Fınanzprogramms abge-sprochen hatte?®. Zum andern, weıl nıcht zogerte, mıt diesem Programm sotort die
Natıonalversammlung heranzutreten. In seıner ersten großen ede als Fınanzminister

Julı arbeıtete die ıh leıtenden Gesichtspunkte klar heraus?”’:
Der Krıeg und nıcht, w1e die rechtsstehenden Parteıen dem Volke einreden wollten,
die Revolution se1l der Verwäüster der Fınanzen SCWESCNH. Es gelte Jetzt eine Neuue fi-nanzıelle Grundlage schaffen für die unermesslich großen Verpflichtungen, welche
UL der Krıeg und sein unglückseliger Ausgang auferlegt hat Fur die Gestaltung der
Zukunft se1 die Finanzpolitik VO  — zentraler Bedeutung, enn ohne Sıcherheit ım Fı-
ANZWEeESseE: entwickelt sıch eın Volk, blüht eın Staatswesen. Darum ıst die erstie Ar-
heıit eım Wiederaufbau eine grundlegende Finanzreform.
Welche leitenden Gesichtspunkte sollten be] einer solchen Retorm berücksichtigtwerden? Sıcher eın wenıg demagogisch, damıt leicht tehl ınterpretierbar, aber doch
sehr eingangıg sprach Erzberger davon, ass e1in Finanzmuiniıster der beste SO-
zialisierungsminister sel. Was tatsächlich damıt meınte, umschrieb wIıe tolgt ( 72
rechte Steuern stellen eine rasch wırkende vorzügliche Soztalisierung dar; sze reffenalle, S$Le erfassen jeden nach seiner Leistungsfähigkeit Dıie natıionale Gerechtigkeitbommt eyrysier Linıze ZU Ausdruck ın einem sozıalen Steuersystem. Daher verfolgebei der Reform der öffentlichen Fınanzen das Zıel, eın wohldurchdachtes
un Zut begründetes System gerechter Steuerverteilung einzuführen.

Vorstellungen festsetzten, die dann auch wieder Einfluss auf die Verhandlungen ZW1-
schen Reich und Ländern und die Beratungen der Nationalversammlung ausübten.

ach verschiedenen Aussagen der Verhandlungsführer des Reichs in den Beratungen der
NN} Finanzkommission ZUuUr Vorbereitung der Steuergesetzgebung betrug der monatliche
Bedarf allein des Reiches 1mM Haushaltsjahr 1919 rd Mrd ark Neuverschuldung (alles 1n Form
der schwebenden Schulden), Ww1e hoch der Bedarf der Länder und Gemeinden tatsächlich WAafl, 1st
nıe auch 1Ur annäherungsweise festgestellt worden. Diese Aussage erfolgt aufgrund der Protokaolle
der Fınanzkommission, GStA Berlin, Rep 151 H  9 Nr 1444 und 1445; GLAK, 233/13318 Beı1ı der
damals immer noch üblichen Verzinsung der schwebenden Schuld MIit rd 4, erforderten die
im Haushaltsjahr 1919 LCUu begründeten Schulden Zinsleistungen VO:  3 mindestens 1 Mrd ark
zusätzlich.

Im Fınanzplan erfür rd 9 Mrd ark vorgesehen, die freilich 1Ur für die Verzinsungder Vorkriegsschulden des Reiches un! der bıs aufgenommenen Kriegsschulden AaUus$s-
reichten.

Kab Bauer, 107 (Besprechung RFM-Landesfinanzminister,
Wılhelm KEIL, Erlebnisse eines Sozialdemokraten, Bd IL, Stuttgart 1948, 186{f., schildert ein-

dringlich diese Zusammenarbeit mit Erzberger; vgl uch Keils Rede 1n der Nationalversammlung,Bd S27
Bd 32R„auch für das Folgende.
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Zum ersten erfuhr ıne breıitere Offentlichkeit VO Erzberger, in welchen |DJE
mensıonen sıch die Belastungen der öffentlichen Haushalte auch be1i vorsichtigster
Schätzung bewegen würden‘?. Da das Reich nıcht Länder der Gemeinden die
Hauptlast tragen haben würde, 1eß 1es 1n den ugen Erzbergers I11UI den Schluss
Z dass
»be1 eıner solchen Verschiebung des Bedarts 6S eıne Selbstverständlichkeit 1St,
4ass auch iıne Verschiebung hinsichtlich der praktischen Steuergewalt eintrıtt, ass
das Reich dıe Verfügungsgewalt ber alle wichtigen Steuern erhält und seinerseıts
ann für den Bedarf der Länder und Gemeıinden SOTgtT; ebenso musse die gEsSAMTE
Steuerverwaltung auftf das Reich« übergehen”?.

Dıies Wal eın Programm, das ohl 1L1UT den besonderen Bedingungen der Nıeder-
lage un der durchaus vorhandenen Aufbruchstimmung 1ın der Bevölkerung“® Durch-
setzungschancen besafß, das aber och eıner zusätzlichen Bedingung bedurfte: nämlıch
eınes Fiınanzmuinıiısters, der strategisch dachte, konsequent handelte, jeden parlamentarı-
schen Winkelzug beherrschte und Willenskraft und Durchsetzungsstärke bewies. (Gera-
de letzterer Punkt sollte nıcht unterschätzt werden. Denn während Erzberger, der sıch
hierbei auf die Unterstützung VO  } Reichspräsident Ebert und des soz1aldemokratı-
schen Fınanzexperten 1n der Nationalversammlung, Wilhelm Keıl, un:! des, 1er

den Rat seıiner eigenen Spitzenbeamten andelnden, preußischen Fınanzministers
Südekum (MSPD) verlassen konnte*, zeıtlich die einzelnen Bestandteile der
angekündıgten Finanzretorm vorantrieb, wurde VO seınen Gegnern, erster Stelle
stand 1er der inzwiıischen ZU Führer der DNVP aufgestiegene arl Helfferich, iıne
Hetzkampagne estartet, die weder VOILI böswillıger Verdrehung der Tatsachen och
übelster persönlıcher Verleumdung zurückschreckte*??2. FEın schwächerer Mann als Erz-
berger hätte ohl solchen Umständen wen1g erreicht, aber Erzberger Wal eben
nıcht schwach, sondern setzte durchaus auf den »groben Klotz« den adäquat »großen
Keil« un:! hielt dadurch der sicherlich psychiısch w1e physisch die Grenze des Er-
träglıchen gesteigerten Belastung stand. 1e] härter als alle Angriffe VO  - polıtischen
Gegnern dürfte Erzberger der Bruch mıt alten polıtıschen Weggefährten, den 1mM Kaiıser-
reich den demokratischen Flügel des Zentrums ausmachenden bayerischen Abgeordne-
ten, getroffen haben”®, während mıiıt dem Wiıderstand des tradıtionell-sehr konservatı-

Allerdings annte Erzberger hier als Gesamtbedarf aller Gebietskörperschaften 1Ur rd.
Mrd Mark, W as siıch wohl nıcht auf die Gesamtausgaben, sondern auf den geENANNLEN Steuerbe-
darf aller Gebietskörperschaften bezog, ebd., 1379

R 14728%
Hıer soll 1Ur ein Faktor Erwähnung finden: Parteıen, Gewerkschaften SOWIl1e andere nteres-

senverbände SCeWANNCH 1919 innerhalb weniıger Monate Millionen Mitglieder; das bedeutete
große Chancen, aber angesichts der mi1t der Organisationsbereitschaft verbundenen Erwartungs-
haltungen uch ıne immense Herausforderung, zumal der organisatorische Apparat nıcht 1in
gleichem aße verstärkt werden konnte.
41 Dıieses Urteil fußt 1M wesentlichen auf den aus den Akten ersichtlichen Differenzen, zwischen
Südekum und einem Teıil seiner Ministerialbeamten, vgl die Angaben 1n Anm.

EPSTEIN, Erzberger,
43 Vgl Rudolf£ MORSEY, Die Deutsche Zentrumspartel 923 Düsseldorf 1966, 280—
285 Wıe verhasst Erzberger L11U  - bei bayerischen Zentrums- bzw. BVP-Politikern Wal, zeigte siıch
auf dem Parteitag der BVP 2.1:1920, als Heinrich Held, MdL/Bayern, erklärte: Wenn die Zen-
trumsparteı Wert darauf legt, dass IDLV Verbindung muit ıhr haben, oll Sze den Abgeordneten Erz-
berger den Sozzaldemokraten abschieben (sıc!), ebd., 280
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ven westftfälischen Zentrums ohl umgehen konnte**. Inwıieweıt Erzbergers Durchhal-
tevermogen auch mıt seıner, 1n vielen Quellen bezeugten, urwüchsigen, vielleicht
naıyven Frömmigkeıt zusammenhıiıng, I1USS naturgemäfß offen bleiben, aber C6c$S5 spricht
doch manches dafür, 4SsSs ıhm seıine teste Verankerung 1mM katholischen Glauben half,
mMIı1t dem ıhn geführten Verleumdungsfeldzug fertig werden.

ıne einheıitliche Steuerverwaltung wenı1gstens für alle Steuern und Abgaben, die das
Reich für sıch in Anspruch nehmen wollte, WAar angesichts der notwendiıgen, sehr hohen
GGrenzsteuersatze z B be] allen einkommensabhängigen Steuern (also Einkommensteu-
CI, Körperschaftssteuer, Kriegsgewinnsteuer und Kapiıtalertragsteuer) eıne unabdiıngba-

Voraussetzung für ıne einigermaßen gleichmäßige Anwendung der Steuersätze 1mM
Reichsgebiet; 1Ur C reichseinheıtlich agıerende Steuerverwaltung konnte

C111C »gerechte« Lastenverteilung garantıeren”. Erzberger entschloss sıch daher, die
fänglıch als Teıil der Reichsabgabenordnung geplanten Bestimmungen ber eiıne reichs-
eıgene Steuerverwaltung vorzuzıehen un! als eiıgenes (sesetz 1im Parlament einzubringen“®.
Erfolgversprechend Warlr dieses Verfahren, weıl inzwischen 1ın den Verfassungsbera-
tungen der Art »Reichsgesetze werden durch Landesbehörden ausgeführt, sOowelılt
nıcht die Reichsgesetze eLIwas anderes bestimmen« ANSCHOIMNINC worden WAal, der be1
jeder reichsgesetzlıch geregelten ater1e die reichseigene Verwaltung anordnen konnte.
Die Verhandlungsposition der ıne Reichsfinanzverwaltung opponıerenden Län-

Ebd., Morsey War insbesondere auf die VO westtälischen (und rheinischen) Zen-
trumsabgeordneten abgelehnte Wirtschafts- un Sozialpolitik eingeht, aber da Erzberger auch die-

Politik 1mM Verein mit den Mehrheitssozialdemokraten vertirat und seine Finanzpolitik bewusst
1in den Kontext dieser Politik gestellt hat, bezog sıch der Widerstand dieser Teıle des Zentrums
uch auf Erzbergers Finanzpolitik, vgl 1mM Übrigen Anm
45 Zur Erreichung dieses Ziels War iıne Übertragung der Verwaltungshoheit auf das Reich nıcht
zwingend notwendig, ware auch möglıch SCWESCHL, die Verwaltung der Steuern bei den Ländern

belassen, wenn gleichzeitig VO:  - reichswegen einheitliche Verwaltungsvorschriften erlassen und
strikt kontrolliert worden waren. Das lässt siıch jedenfalls Aaus den Erfahrungen nach 1949 schlie-
ßen: 1L1UTr die Voraussetzungen für solche, VO Reich instrulerten Landessteuerverwaltungen
insofern exirem ungünst1g, als 1m größten Land, Preußen, ine flächendeckende, funktionierende
spezielle Steuerverwaltung nıcht ex1istierte (ın den süddeutschen Ländern Bayern, Baden, Würt-
temberg, uch 1n Sachsen hatt diese Steuerverwaltung schon VOT 1914 gegeben), sondern noch
immer die Landräte und (Ober-)Bürgermeıister die Veranlagung und Erhebung der ırekten Steuern
im orößten Teıl des Landes vornahmen, W as exirem ungleicher Behandlung der Steuerpflichti-
SCH geführt hatte, vgl hierzu WITT, Der preufßische Landrat als Steuerbeamter, 1n FS Fischer,
Düsseldorf 1973 205—219, SOWI1e als regionales Beispiel: Michael THER, Finanzverwaltung
zwischen Staat un! Gesellschaft. Die Geschichte der Obertinanzdıirektion Köln und iıhrer Vorgän-
gerbehörden, Köln 1993; 85ft.
46 Kab Bauer, 150 (Gemeinsame Sıtzung VOIl Reichsregierung un Preufßischem Staatsministe-
rum,ZTOP 3); Beschluss des Staatenausschusses/Reichsrats VO 6.8.1919; die Natıo-
nalversammlung zugeleitet 6.8.1919. Bd 338, Drucksache Nr F: ede Erzbergers ZUr

Einbringung 12.:83.1919 Bd 329, 2362; Annahme durch die Nationalversammlung
19.8.1919,; Bd 329, 2643; 0.9.1919 mıiıt Wirkung VO 10.1919 als (s‚esetz verkündet,
RGBI 119 1591; als $$ —50 451 der VO in diese wieder eingegliedert,
RGBI 12195 1893
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der 1n erster Linıe Bayern und Sachsen, weniıger eindeutig Baden und Württemberg*
WAar damıt geschwächt, 4ass sS1€e sıch eigentlıch 1Ur och Hoffnungen darauf machen
konnten, 4ass sıch die Nationalversammlung ach Verabschiedung der Reichsvertfas-
SUuNg erst einmal und 1in die Sommerterien gehen würde und sıch dadurch eıt
gewınnen lıefß, eventuell doch och (ın Verbindung miıt konkreten Steuervorlagen, den
Planungen für den Finanzausgleich 1mM Bundesstaat und den nıcht mınder schwierigen
Verhandlungen ber die Bıldung der Reichseisenbahn) eıne Ablehnungsmehrheit in der
Natıonalversammlung bılden. Diese Eventualıtät VOT Augen (parlamentarische
Trıcksereijen 1U nıcht gerade das Feld, auf dem sıch eın Matthıas Erzberger her-
einlegen lıefß), hatte Erzberger sıch der Ausgliederung des die Fınanzverwaltung be-
treffenden Abschnuiıtts Aaus der entschlossen un! das Gesetz iınnerhalb VO  3 1Ur 20
Tagen VO Kabinettsbeschluss bıs ZUr drıtten Lesung 1n der Nationalversammlungdurchgepeitscht*?. Die beschwerliche Aufgabe, das Gesetz 1ın eıne tunktionierende
Reichsfinanzverwaltung umzusetzen, die dem RFEFM nachgeordneten Miıttelinstanzen,
damals Landesfinanzämter, heute Oberfinanzdirektionen, bılden un die Fınanzäm-
ter SOWI1e die (Haupt-)Zollämter einzurıichten, überließ Erzberger, der Ja Prioritäten set-
zZzen MUSSLTE, enn auch seıne Arbeıtskraft WAar nıcht unerschöpflich, seiınem württember-
gyischen Landsmann un! Vertrauten, dem (Unter-)Staatssekretär Stefan Moesle*?.

Die Reichsabgabenordnung, 1in die das (sesetz ber dıe reichseigene Finanzverwal-
tung ach deren Verabschiedung wiıieder eingeglıedert wurde, 1st 1m Wesentlichen das
Werk 1Ur eınes Mannes, namlıch des oldenburgischen Oberlandesgerichtspräsidenten
NNO Becker, der schon 1MmM November 1918 VO  b Schiffer den Auftrag ZUrFr Ausarbeıitungdieses Steuer«grundgesetzes« erhalten hatte. Erzberger hat sıch offensichtlich eıner Eın-
flussnahme auf den Gesetzestext weıtgehend enthalten, 4ass Becker verhältnısmäfßigtreı schalten un!' walten konnte. Die regelte nıcht NUur das gEsAMLE verwaltungs-mäßige Vertahren beı der Veranlagung un Erhebung der Steuern und AbgabenStrafvorschriften und Rechtsmittelverfahren, sondern in ıhr wurden auch und gerade die
Rechte des Steuerbürgers gegenüber dem Staat eindeutig un zweıtelsftrei umschrieben.
Das machte die Abgabenordnung ZU Steuergrundgesetz, ZU notwendıgen un:!
verzichtbaren Bestandteil der Verfassungsordnung (ohne selber Verfassungsrang ha-
ben), die nıcht 11Ur die Ansprüche des »Steuerstaates« seıne Bürger, sondern auch die
Pflichten des Staats gegenüber seınen Bürgern tormulierte>. Dabe:i spielte die Pfliıcht,
für die steuerliche Gleichbehandlung aller Bürger orge Lragen, angesichts der Ertah-

1m Kaıserreich, 1n der dieses Problem nıe ernsthaft Lösung zugeführt WOI-
den Wal, eıne zentrale Rolle »Gemennsam und gleich mussen die Lasten se1ın, unabhän-
gz1g VO Wohnsıitz des Steuerzahlers« un das 1m Kaıserreich übliche Verfahren, seınen
Wohnsitz dahın verlegen, die geringsten kommunalen Einkommensteuerzu-
schläge drohten oder eiıne besonders nachlässıge Steuerverwaltung tinden Wal,
USSTiIe 1m Interesse sozıaler Gerechtigkeit unterbunden werden, WwW1e€e Erzberger schon

Vgl Verhandlungen der Fınanzministerkonferenzen, da diese 1Ur teilweise 1im Kab Bauer ab-
gedruckt worden sind, ist die Heranziehung der Akten notwendig, GStA Berlin, Rep 151 HB, Nr.
1444/1 445

Wıe Anm.
Auft Einzelheiten kann hıer nıcht eingegangen werden, vgl WITT, Reichstinanzminister und

Reichsfinanzverwaltung, 41—56
Vgl dazu dıe VO:  3 dem Vertfasser, Enno Becker, besorgte Ausgabe der RAO, Die Reichsab-

gabenordnung VO Erläuterte Handausgabe VO:  ; Enno BECKER, Berlin 1922; 1n der
übrigens uch sehr anschaulich die E chaotischen Zustände bei der Formulierung geschildertwerden (3f£. 361{f£.).
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be1 seıner programmatiıschen ede Julı 1n der Nationalversammlung angekündigt
hatte?!.

Parallel ZU Autbau der Reichsfinanzverwaltung und der Beratung der Abgaben-
ordnung wurde das gesamte materıelle Steuerrecht IICU geordnet. Voraussetzung W al

auch hıer, 4Ss be1 den Verfassungsberatungen die Gesetzgebungskompetenz des Re1-
ches aut dem Gebiet der Steuern un: Abgaben uneingeschränkt beschlossen worden
WAaTl. » Das Reich hat ferner die Gesetzgebung ber die Abgaben und sonstigen FEinnah-
MCN, soweıt S1e ganz oder teilweıse für seıne 7Zwecke 1ın AnspruchBWCCI-

den«>2. Damıt W ar in eindeutiger Weıse VO der Mehrheıt der Nationalversammlung
dem Reich eıne allumfassende Kompetenz-Kompetenz für die Steuern un:! Abgaben
übertragen, un die Länder konnten auch nıcht ber den Reichsrat dessen Ausübung
behindern oder begrenzen. Abenteuerliche, den Verfassungstext WwI1e€ die Absıchten der
Verfassungsväter vertälschende Interpretationen, Ww1€e s1e Kaiserreich miıt der vertas-
sungsrechtlich eben nıcht gedeckten Formel »dem Reich die indırekten, den Bundes-
tTaaten die dırekten Steuern« üblıch SCWESCHL ‚9 1eß dıe 1CUC Verfassung nıcht
mehr Zzu”?

Di1e Ausfüllung der dem Reich zugewachsenen Kompetenz auf dem Gebiet des
Steuer- und Abgabenwesens W ar schon Erzbergers demokratischen Amtsvorgan-
SCIN begonnen worden. Wiıderstand eıne Verlagerung der Objekts- und Ertrags-
hoheıt auf das Reich bei allen Einkommen- un! vermögensabhängigen Steuern hatten
einerseıts die Länder und der bisher VO  e den Kommunen erhobenen Zuschläge
ZUTr Einkommensteuer auch dıe Vertretungen der preußischen Stäidte und Gemeıinden,
Zu andern aber auch die mıt großagrarıschen und grofßindustriellen Interessen CNg
verwobenen Parteıen der Rechten (DNVP un DVP) und 4aus ganz anderen Gründen
auch dıe parlamentarısche un! außerparlamentarısche Linke un KPD) aNngC-
meldet, ass dıe wichtigsten Vorhaben, näamlıch dıe Eınkommen-, Körperschafts-,
Erbschafts- un! Kapiıtalertrags- SOWIl1e Grunderwerbssteuer, aber auch die Kriegsabgabe
auf den Vermögenszuwachs für 1919, diıe außerordentliche Kriegsabgabe für 1919 SOWIe
das Reichsnotopfer (Vermögensabgabe), ZWAar schon teilweıse ausgearbeıtet und
schon die Natıonalversammlung weıtergeleıtet worden WAarcnh, ZU größten Teıl aber

och nıcht einmal kabinettreife Vorlagen 1mM RFM ausgearbeıtet worden. So
misslıch dies eınerseılts WAaäl, da kostbare eıt verstrichen WAal, sehr kam dieser Um-
stand Erzberger insotern Gute, als ß den Gesetzesvorhaben Jetzt och seıne eigenen
Vorstellungen einprägen konnte, ohne Vorlagen, die bereıits das Kabıiınett passıert und
der Nationalversammlung zugeleıtet WAarIrcCchH, zurückziehen bzw. veränderte Konzeptio-
e  = der Reichsregierung offen darlegen mussen, W aAs eın ZEWI1SSES Rısıko tfür dıe
parlamentarıschen Beratungen mıiıt sıch gebracht hätte. Inhaltlıch konnte Erzberger da-
be1 auf eigene Überlegungen aus der Vorkriegszeıt zurückgreifen; ıhm WAal namlıch
schon damals nıcht verborgen geblieben, 1ın welchem Mafße das Steuersystem des Kaıser-
reichs die wirtschafrtliıch und soz1ıal Schwachen mıt iındırekten Steuern un: Zöllen belas-
teife un Ww1e€e sehr vice dıe wirtschaftlich un soz1ıal Starken dadurch begünstigt
wurden. Dennoch ware verfehlt, Erzbergers Steuerpläne VO 1919 eintach als Fort-
schreibung rüherer Planungen anzusehen. Denn gerade beı der einzıgen Finanzretorm
des Kaıserreichs, beı der schon VO der Regierung eıne aNgCMESSCNC Belastung der
wohlhabenden Schichten geplant worden Wäal, diıe Retform VO  — 1908/09, dıe 1ıne Reichs-

51 Bd 327
Art Weımarer Reichsverfassung; 1n den ursprünglıchen Entwürtfen Art F}

53 WITT, Dıie Finanzpolıitik des Deutschen Reiches, 1721
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erbschaftssteuer aut Kınder und Ehegatten eintühren wollte, WAar VO Zentrum
tührender Beteiligung Erzbergers torpediert worden. Damals hatte Erzberger seıne
steuerpolitischen Ideale tür das als höherrangıg angesehene Zie] preisgegeben, dem
Reichskanzler Bülow Rache für dıe Hottentottenwahlen VO  - 1907 nehmen, durch
dıe das Zentrum aus seıner Schlüsselstellung 1M Reichstag verdrängt worden WAar. Mıt
den Konservatıven, die nıcht bereıt N, auch NUr das geringste Opfter für dıe (sesun-
dung der Reichstinanzen bringen, hatte das Zentrum Bülows Reformprojekt schei-
tern lassen, seıne alte Posıtion als für jede Regierung unverzichtbaren, ZuUur Mehr-
heıtsbildung 1mM Reichstag notwendıgen Partner zurück erobern und dafür eiıne
Finanzretorm mıtgetragen, die unsoz1ıal WwW1€e 11U!T möglıch ausgefallen Wal. Und selbst
als ach den Reichstagswahlen VO  ; 19172 eıne Mehrheıtsbildung VO.  3 Zentrum un SPD
möglıch un: damıt eıne soz1a]l ausgleichende Steuerpolitik durchsetzbar SCWESCH ware,
hat das Zentrum un: 11U ganz eindeutig VO Erzberger geführt die Fınanzıerung
der gewaltigen Heeres- un:! Flottenvermehrungen der Jahre 912/13 NUu  — mıt
den Konservatıven vornehmen wollen, und das hıefß, angesichts der mangelnden Bereıt-
schaft be] den Konservatıven die wohlhabenden Schichten effektiv belasten, Eerneut
dıe eigenen steuerpolıitischen Ideale auf dem Altar des als höherrangıg angesehenen Ziels
eıner dauerhaften parlamentarıschen Mehrheıit VO Zentrum un! Konservatıven
tern Di1e damals als Belastung der Wohlhabenden eingeführten steuertechnıschen Miıss-
geburten des geENANNTLEN »einmalıgen Wehrbeıitrags« un:! der Reichsvermögenszu-
wachssteuer erreichten das verfolgte Ziel eıner gerechteren Lastenverteijlung auf die
einzelnen sozıalen Schichten schon deswegen nıcht, weıl erneut für den landwirtschaft-
liıchen Grundbesıitz Sonderregelungen be1 der Vermögensbewertung eingearbeıitet WOI-
den T, durch dıe selbst Grofßgrundbesitzer och die Steuerfreigrenzen tür
» Kleinbesitz« fielen: ZU andern hatte das Zentrum damals bewusst die parla-
mentarısch durchsetzbaren Vorschläge der SPD nämlıch auch das Kındes- und (satten-
erbe eıner Besteuerung unterwerten un zusätzlich eıne Reichsvermögenssteuer
einzuführen, votlert, obwohl keinen Zweıtel geben konnte, 4ss miıt diesen Steuer-
vorschlägen tatsächlich eıne Belastung der wohlhabenden Schichten möglıch SCWESCI
wäre?*.

Insotern ann INa ZWAar VO eiıner ıdeologischen Kontinuıität zwıschen Erzbergers
Vorkriegs- und Nachkriegsvorstellungen sprechen, glücklicherweise aber nıcht VO e1-
NnNeTr Kontinuıität 1mMmM Handeln: Denn das Programm, das Erzberger ann tatsächlich 1n
NS Zusammenarbeiıt MI1t der MSPD un: teilweise den alten un bald wıeder

Koalıtionspartner DDP durchsetzte, WAar eLWAaS ganz Neues. Dabe: WAaltr sıch Erz-
berger darüber 1m Klaren, dass Fiınanzpolitik, verstanden als Aufbringungs- und Ver-
teılungspolitik, nıcht mehr weıtgehend losgelöst VO  — dem wiırtschaftliıchen Umtfteld, w1e€e
das 1mM Kaıserreich mehr oder wenıger der Fall SCWESCIL WAal, betrachtet werden konnte,
vielmehr MUSSTE, WI1e€e Erzberger 1n Übereinstimmung mıiıt der MSPD tormulierte, der
Steuerbeamte der Zukunft einen Blick haben für dıe wirtschaftliche Umwelt Un
ıhre Bedürfnisse. Mehr als jemals sınd Steuerwirtschaft und Volkswirtschaft wechselseitigmiteinander verknüpft. Abstrakter CSaRT, hıeß dies nıchts anderes, als 4ass Wırt-
schaftspolıitik ohl gemerkt: verstanden als Wırtschaftsordnungspolitik, nıcht als
Staatswiırtschaftspolıitik und Finanzpolıitik un Beachtung iıhrer beiden Elemente der

Zu den Vorstellungen Erzbergers iın der Vorkriégszeit und seiıner tatsächlich verfolgten Po-
lıtık, die keineswegs immer oder uch 1Ur überwiegend mit seinen »Ideen« übereinstimmte,
die überzeugende Analyse bei EPSTEIN, Erzberger,
55 Bd SE 1433#$f



RZBERGER UN DIE NISTEHUN DES DEMOKRATISCHE WOHLFAH  SIAATIE RE

Aufbringungspolitik mıiıt ıhren Steuern, Abgaben und Gebühren und der Verteilungs-
politık, die unvermeidlich zentrale Bedeutung für die gEsSAMLE Sozialpolitik hatte, als
integrale Einheıit verstanden werden sollten?®. Erzberger veritirat konzeptionell ine ganz
»moderne« Finanzpolıtıik, die die gegenseıtige Abhängigkeıt der reı Politikbereiche
»Wirtschaft, Sozıales, Fiınanzen« beachtete; NUur be1 deren erfolgreicher Integration 1e1
sıch ann auch das höherrangıge Zıel, das Deutsche Reich einem demokratischen
Wohltahrtsstaat fortzuentwickeln, erreichen.

Folgerichtig 1e18 Erzberger seınen, die insgesamt 14 Steuergesetze ausarbeıtenden
Beamten be1 der steuertechniıschen Ausgestaltung der Gesetze manchen Freiıraum, nıcht
aber be1 dem Ja erst durch die Betrachtung des Gesamtpakets deutlich werdenden Stra-
tegischen Ziel Es MUSSTIE eın Steuersystem geschaffen werden, das ZU einen dıe DC-
waltıg gewachsenen Bedürtfnisse des Reichs befriedigte und S anderen die Lebenstfä-
hıgkeıt, die Möglıchkeıit ZuUur eigenständıgen polıtischen Aufgabenwahrnehmung den
Ländern und Gemeinden garantıerte; z dritten ussten die unvermeıdlıichen, 1mM
Vergleich d Vorkrieg sıch mındestens verdreıtachenden, steuerlichen Lasten 1n eıner
soz1ıal verträglichen Weıse auf die einzelnen Bevölkerungsschichten verteılt werden; un
viertens durften die Steuergesetze auch nıcht kompliziert” se1ın, nıcht die
gerade entstehende Reichsfinanzverwaltung überlasten und damıt deren Hauptziel,
Durchsetzung eıner reichsweıt einheıtliıchen Behandlung sıch gleicher Steuertatbe-
stände, vorsätzliıch gefährden.

Be1 der Formulierung des materiellen Steuerrechts Liraten naturgemäfß viele Probleme
auf: manche Folgen der vorgeschlagenen (sesetze ließen sıch nıcht vorausplanen, und
ZW ar insbesondere dann, WenNnn 65 nıcht gelang, den inneren un! außeren Wertverlust
der deutschen Währung in geregelte Bahnen lenken, ass ZWAar der für die Ex-
portwirtschaft wichtige Kostenvorteil einer schwachen deutschen Mark tfortbestand, die
Binneninflation jedoch dem außeren Wertverlust der Mark blieb>S Welche Inten-
tıonen Erzberger mıt seiıner materiellen Steuergesetzgebung verfolgte, hat CT klarsten
be] der Beratung des Reichseinkommensteuergesetzes Dezember 1919 'a-
gCnh und be] der Bedeutung dieser ede sollen 1j1er die wichtigsten Passagen zıtlert
werden:

Wır mMmUuSssen UNS$ bel dieser Reform blar sein, dafß I01LY ın Ine NEeEuEC eıt hineinwachsen. Eın
überspannter Individualismus hat ın der Vorkriegszeit den Eigentumsbegriff VETZETITE, das
Recht auf Eıgentum mafßlos betont, aber dıe Pflichten un vyrenzen des E1igentums vielfach
nıcht scharf genug hervorgehoben. Ich stehe auf dem Standpunkt, dafß das E1gentum NALUTYT-
rechtlich begründet ıst, dafß 2ne sozıalethische Kategorıe darstellt. Seine Begründung
liegt aAber nıcht darın, dafß der einzelne e1in ungezügeltes Recht aufEigentumsrecht oder auf
Besıtz hat, sondern Sze liegt darın, daß ohne E1igentum der Fortschritt der Menschheit nıcht
möglich 1St. Aber der Eigentumsbegriff überschreitet seine Grenzen, sobald 2Nne über-
mäßige Akkumulation des Besıtzes erfolgt. Sobald sıch uıne übermächtige Plutokratie auf-
bayut, dıie breiten Schichten des Volkes, dıe eigentlichen Iräger der nationalen Entwicklung,
nıcht mehr ın entsprechendem Maße der allgemeinen Wohlstands- un Kulturentwick-
lung beteiligt werden.

56 Vgl WITT, Staatliche Wirtschaftspolitik in Deutschland 1918 bis 1923. 151—-179
Je »gerechter« eın Steuersystem 1m modernen Staat sein will, desto komplexer, komplizierter,

für den Steuerbürger kaum noch durchschau- und nachvollziehbar werden die Gesetzestexte, desto
größer werden dann ber auch die Chancen der Steuervermeidung also eines rechtlich zulässigen
Vertahrens gerade tfür die wirtschaftlich stärksten Glieder der Gesellschaft.
58 Vgl dazu WITT, Tax Policıies, 450—47/7)2
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Sozıale Zerklüftung, Klassenhaß, zerreibender Interessenkampf mMmUSsSEN dann dıe Folge e1-
ner solchen Entwicklung sSeIn. Geht muit dieser Überspannung des Eigentumsbegriffs dıe
Entstehung eines mammoniniıstischen Geistes 'and ın Hand, dann ıst die An Entwic
[ung auf Irrwegen angekommen. Dıie renzen des Eıigentums sınd ferner überschritten,
Wenn dıe herrschenden Klassen ıhre Macht benutzen, die Hanuptlasten auf die Schultern der
wenıger Leistungsfähigen laden. Sıe sınd überschritten, Wenn DO Reichtum e1n UNSE-
ordneter Gebrauch gemacht wird, der nıcht mehr der wıirklichen Kulturentfaltung dient,
sondern einer Scheinkultur, die prunkende, protzende Form die Stelle des inneren Gr e-
haltes Auf einem solchen Entwicklungspunkt esteht dıie Gefahr, dafß die besten
Kräfte einer Natıon, die seelischen Fähigkeiten, ım äußeren Genußstreben erstickt ayerden.
Überall, solche Erscheinungen sıch zeıgen, ıst der Eigentumsbegriff überspannt, und
esteht für dıe Gesellschaft dıe Notwendigkeit, ıhn wieder ın seine richtigen vyenzZen
DETWEISEN. Mıt burzen Worten gesagt: Das Privateigentum findet seine Begründung, aber
auch Begrenzung durch das Sozzıalınteresse. Das Interesse des esam Volkskörpers geht
dem Interesse des einzelnen VvO  < DIas ıst auch der tiefste Sınnn der anzen gegenwärtıigen SOo-
zialısierungsströmung. Das muß uch der Leitgedanke der Steuerreform sein. War früher
NuYT allzusehr der Besiıtz un Erwerb ZU Selbstzweck geworden, muß ın Zukunft IOLE-
der der alte, echt christliche Gesichtspunkt ZUYT Geltung kommen, daß der Mensch Ayus-
85 un Zielpunkt aller wirtschaftlichen Tätigkeit ıst. Das aber bann NUuUYT geschehen,
WEeNnn die Stelle der ındıividualistischen Betrachtungsweise ıne soztalorganısche Auffas-
SUNS UNSETES gesamten wirtschaftlichen und sozıalen Geschehens trıtt, WEeNnn der Gedanke
des Solidarısmus ZU Sıege geführt ayırd>?

Im Gegensatz em, Erzberger sıch wohlwollend gegenüberstehenden Klaus
Epsteın, der meınte, Erzbergers »moralıscher Purıitanısmus hätte eiınem Erweckungs-
prediger besser angestanden als einem Finanzminıister«®°, scheint mMI1r diese sozıalethiı-
sche Begründung für die Schranken des Eıgentums un:! das klare Bekenntnis ZUr

»Sozialbindung« des Eıgentums zentral für Erzbergers politisches Handeln, zentral
auch dafür, ass seıne Vorstellungen die uneingeschränkte Unterstützung durch den
zialdemokratischen Koalitionspartner fanden. Zur Durchsetzung dieser Sozıalbıindung
des FEıgentums sollten ach Erzbergers Plänen iıne Einkommensteuer mıt dem höchsten
Grenzsteuersatz VO  ; 60 n H 61, eıne Nachlass- und iıne Erbanfallsteuer, ıne Körper-

Bd 31 auch abgedruckt bei Matthias ERZBERGER, Reden Zur Neuordnung des
deutschen Finanzwesens, Berlin IYCY. 121t

EPSTEIN, Erzberger, 390 Bewusst 1sSt NauU jene Passage aus Erzbergers Rede, die uch VO  3

Epsteıin zıtlert worden 1St, oben wörtlich wiedergegeben worden. W as Erzberger dort sagte, 1st
sicherlich die zentrale politische Begründung für ;h SCWESCIL, da richtigerweise » Tagespolitik«
nıcht mehr VO  5 seinen mıit dem Begritf des »Christlichen Solidarısmus« guLl getroffenen Grund-
überzeugungen trennen wollte
61 Grenzsteuersatz heißt nıcht Durchschnittssteuersatz; da der Tarıft der Einkommensteuer mıiıt
Steuerstufen und nıcht mi1ıt einem durchgehend progressiven Steuersatz arbeıitete, verhält-
nısmäafßıg hohe Grenzsteuersätze notwendig, das gewünschte Einnahmevolumen erreichen.
Dıie Beamten hatten aufgrund der statistischen Unterlagen über die Landeseinkommensteuern und

Berücksichtigung des steuertreı lassenden Existenzminimums SOWIl1e des Eıngangssteuer-
SatrLzes VO etztere beide Punkte Vorgaben Erzbergers SOWIl1e der Reichsregierung,
die VO:  — der Ministerialbürokratie zwıingend beachten 1n mühseliger Kleinarbeıt errechnet,
w1e Steuerstuten un! Steuersätze konstruj:eren IL das ebentfalls vorgegebene finanzielle
Resultat erzielen; vgl Berlin, RFM Nr. 912—914 (Akten betr. Vorarbeiten für die Eın-
bringung einer Reichseinkommensteuer, 1—3) un! 915—933 (Akten betr. die Reichseinkom-
mensteuer, Bde 1_’ 8a, 2—15, 15a-1 5e); werden hier noch die alten Sıgnaturen des Zentralen
Staatsarchivs der DD  Z angegeben; die durch die Eingliederung 1n den Bestand des Ber-
lın notwendige Umnummerierung 1St durch die Konkordanzlisten leicht erschließen.
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schaftssteuer als Eiınkommensteuer Juristischer Personen, sodann iıne Kapıtalertrags-
steuer als Quellensteuer auf alle Kapiıtalerträge un schließlich eine Grunderwerbssteu-
CIy mıiıt der VOT allem der »unverdiente« Wertzuwachs be] Umwandlung VO  - agrarısch
genutztem Grundbesitz iın Bauland abgeschöpft werden sollte, Jeweıls als Reichssteuern
eingeführt werden. Sodann sollten die 1im Krıeg eingeführten Besitzabgaben für 1919
und 1920 mıt erhöhten Satzen fortbestehen, und schließlich sollte eıne einmalıge Ver-
mögensabgabe, das Reichsnotopfer, nochmals den grofßen Besıtz belasten. Mıt diesen
ganz TICU gestalteten Steuern sollten rd 75 W aller öffentlichen Ausgaben gedecktwerden. Fur den restliıchen Steuerbedarf sollten Zölle (allerdings hne die besonders CI -

gjiebigen Zölle auf Lebensmittel, deren Erhebung selt August 1914 auUsgeESELIZL WAar und
die der tortbestehenden Mangelsıtuation auSgeSELZL bleiben sollten), VOT dem
Krıeg bestehende un teilweıse bereıts 1im Krıeg erhöhte Verbrauchsabgaben (mıt weıter
erhöhten Steuersätzen) auf Genussmuttel WI1e€ Tabak, Zıgaretten un: Zıgarren, Bıer,
Weın un! Sekt SOWI1e Branntweın (als Reichsmonopol) SOISCH SOWIl1e Z7wel 1mM Krıeg NECU
geschaffene Verbrauchsabgaben, namlıch dıie Kohlensteuer und die Allphasenumsatz-
Steuer, miıt ebentfalls stark erhöhten Steuersätzen. Gerade diese beiden Abgaben, die als
Prozentsatz VO Verkautswert bzw Umsatz erhoben wurden, stellten auch 1n Erzber-
SCIS Augen eın erhebliches sozıales Problem dar, da S1e anders als ELW die Bıersteuer
oder Steuern auftf andere Genussmiuttel VO nıemanden vermıeden werden konnten;wurden be1 beiden Steuern auch Aaus den Reihen des Zentrums und der MSPD Forde-

laut, die Hausbrandkohle VO  ; der Kohlensteuer und alle Lebensmiuttel VO der
Umsatzsteuer befreien, da beide Steuern naturgemäfßs diejenigen, die für den Lebens-
unterhalt un die Wohnung praktıisch ıhr verfügbares Eınkommen verbrau-
chen mussten®*, 1e] stärker belasteten als Großverdiener, die 1Ur einen geringen Teıl
iıhrer Einkommen für solche lebensnotwendigen Güter verbrauchen MUuUSSsSTteEN, erhebliche
Teıle ıhres Eiınkommens aber für Luxuskonsum oder wichtiger für Ersparnıisbildungeinsetzen konnten. Erzberger befand sıch in einem Dılemma, aus soz1ıalen Gründen
hätte SCIN auf die Besteuerung der Lebensmittelumsätze verzichtet, aber konnte
nıcht übersehen, ass WwW1e€e ıhm auch och eiınmal durch das Statıistische Reichsamt mıt-
geteilt worden war®}> ETW. 50 aller msätze auf Lebensmiuttel entfielen, deren
Befreiung VO der Umsatzsteuer nıcht tinanzıerbaren Eınnahmeauställen geführthätte. Dass der Reichstag die Umsatzsteuer aufspaltete in eıne nıedrigere »allgemeine«un:! eiıne verhältnısmäßig hohe »Luxus«umsatzsteuer, konnte das Problem
natürlich nıcht 1n befriedigender Weıse lösen, sondern diente eher den propagandıstı-schen Bedürfnissen der Regierungspartejen®*,

Vgl hierzu Jens FLEMMING und Peter-Christian WITT, Einkommen und uskommen
»mıinderbemittelter Famıilien« VOT dem Weltkrieg, 1n Erhebung VO  5 Wırtschaftsrechnungenminderbemittelter Familien 1mM Deutschen Reıich, Reichsarbeitsblatt, 2, Berlin
Haushaltsrechnungen VO  3 Metallarbeitern, Stuttgart 1909 Reprints Z Sozialgeschichte, hg W
Dieter DOWE, Berlin/Bonn 1981, NX
63 Kab Bauer, 100 Sıtzung VO ZEA1919 TOP 2}

Beschluss der Nationalversammlung VO9 (Gesetz VO9 Bd 331
4157; mıt Wirkung ab 1.1.1920 verkündet, RGBI 1919 2157
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VI

Ursprünglıch hatte Erzberger dieses, sukzessive verwirklıchte Steuerprogramm“®” och
durch einen Umtausch der umlaufenden Reichsbanknoten und der ıhnen als Zahlungs-
mıttel sehr äAhnlichen Reichskassenscheine flankieren un:! absıchern wollen. Damiıt sollte
der ungeniert VO wirtschaftlichen Unternehmen Ww1e VO reichen Privatleuten betriebe-
1TICH Kapiıtalflucht mıiıt ıhren negatıven Wırkungen auf den Außenwert der Mark und aut
den rtrag der FEinkommen und Besıtz tretffenden Steuern entgegengesteuert
werden. In dieser rage konnte Sr sıch aber den erbitterten Wiıderstand der
Reichsbank, deren durchweg konservatıves Dırektorium ohnehin eıne ganz unrühmli-
che Rolle in der Geld-, Fınanz- un! Steuerpolitik der Weıimarer Republık gespielt at66,
nıcht durchsetzen®. Dıie Reichsbank torpedierte diesen Plan ganz absichtsvoll miı1t
geblich »sachlichen« Argumenten, ass bei einer Einziıehung der alten Banknoten und
Kassenscheine ıne die wirtschaftliche Betätigung paralysıerende Unterversorgung mıit
Bargeld eintreten würde, da der hohen Qualitätsanforderungen des Banknoten-
drucks 1Ur dıe Reichsdruckere:i herangezogen werden durfte und diese nıcht genügend
Kapazıtät besaß, für den natürlich schlagartıg, einem bıs zuletzt geheim
haltenden Datum beginnenden Notenumtausch genügend eld ZU!r Verfügung

stellen®3.
Fın weıterer zentraler Gesichtspunkt der Steuerreform I1US$Ss$S hier aNgC-

sprochen werden: Dıe beabsıchtigten verteilungspolıtischen Wırkungen auch der Fın-
nahmenseıte der öffentlichen Haushalte 1Ur erreichbar, wenn der Inflationspro-
ZC5855 zumındest kontrolliert, besser ganz wurde ber solange allein das
Reich 1mM Haushaltsjahr 1919 Monat für Monat rd Mrd Mark 1CUC schwebende
Schulden begründen musste®?, seiıne Ausgaben decken, W arlr eine Eındimmung
der Inflation ohne den gescheiterten Bargeldumtausch außerordentlich schwierig, 1e1-
leicht Og unerreichbar:; denn aus den NEU eingeführten Steuern ließen sıch erst 1m
Haushaltsjahr 1920 wesentliche Einnahmen erwarten. Wenn aber die Inflation nıcht SC
StOppPL werden konnte, traten plötzlich Wırkungen der Steuergesetze e1n, die
nıemand hatte voraussehen können, die aber fatale Wırkungen für dıe soz1ıale un politi-
sche Stabilität entwickelten.

Am Beispiel der Einkommensteuer soll 1es ler erläutert werden. Da völlıg
möglıch Wal, die rd Millionen potentiell Einkommensteuerpflichtigen dem Veranla-
gungsverfahren unterwerfen, enn das hätte die och 1mM Autbau befindliche Reichs-
finanzverwaltung nıemals eisten können, hatte INanl 1mM Mınıiısteriıum das britische
Vorbild kopiert un: die Eiınkommensteuer in zwelı, verwaltungstechniısch unterschıied-
ıch behandelte Steuern aufgespalten: Allen unselbständigen Arbeitnehmern wurde die
aut sS1e enttallende Einkommensteuer bereıts be] der Lohn- oder Gehaltszahlung durch
einen 10 %ıgen Steuerabzug auterlegt”® und be1 jeder, iınflatiıonsbedingten Autblä-

65 Vgl hierzu die Aufstellung be1 MÖLLER, Reichsfinanzminister Matthias Erzberger,
FELDMAN, The Great Disorder, 158—1 64, 17753 passım.

Kab Bauer, 1972 Erklärung VO Reichsbankpräsident Havensteıin 1in gemeinsamer Sıtzung VO  -

Reichsregierung und Preufß Staatsminıisteriıum,9vgl uch Erzbergers ede 1n der Na-
tionalversammlung 16.8.1919; 32% 75192$ff
68 Berlin, Z 628, Reichsbankdirektorium RFM und Reichsregierung, 3 8.1919

Wıe Anm.
Be1i diesem Verfahren hatte der Arbeitgeber die Aufgaben des Fınanzamts wenıgstens teilweise

übernehmen, erhielt dafür ber 1n Zeiten fortschreitender Inflation w1e€e be1i Geldwertstabilität
gleichermafßen attraktıv einen kostenlosen Kredit in Ööhe der einbehaltenen Lohnsteuer, da die-



RZBERGER UN. DIE NISTEHUN DES DEMOKRATISCHE OHLFAHRTSSTAATE 271

hung der Löhne und Gehiälter oriff die 1MmM Lohnabzugsverfahren erhobene Eınkommen-
steuer mıt ımmer höheren Beträgen sotfort Die Lohnsteuer WAar also extirem iınflati-
onsreagibel. (3anz anders War das 5System be] allen Selbständigen, be] Rentiers und In-
habern VO  } Fırmenanteılen, aber auch bei solchen Unselbständigen, die besonders hohe
Arbeıitseinkommen un:! daneben auch och andere Eınkünfte hatten: 1er erfolgte eine
nachträgliche Veranlagung, die für das Steuerjahr 1920 trühestens 1MmM Herbst 1921
durchgeführt worden Wal. Di1e tatsächliche Erhebung des festgesetzten Steuersolls
konnte (und wurde) dann och zusätzlıch durch extensive Benutzung des Rechtsmiuttel-
vertahrens hinausgezögert. Da sıch auch die Vorauszahlungen auf die endgültige FEın-
kommensteuer 1mM Jjeweıls laufenden Steuerjahr dem endgültigen Veranlagungsergeb-n1s des Vorjahres (oder och weıter zurückliegender Zeıträume, WECIIN C1Ne

endgültige Veranlagung 11UI für diese vorlag) orıentierten, hıefß 1es 1n der Praxıs, ass
bıs ZU Herbst 19253; als dıe Inflation endliıch werden konnte, die durch die
Einkommensteuer beabsichtigte Belastung ausschliefßlich die lohnsteuerpflichtigen Ar-
beitnehmer, nıcht aber die veranlagten Einkommensteuerpflichtigen traf’71 Was tfür die
natürlıchen Personen galt, traf och 1e] stärker für die Eınkommensteuer der Jurist1-schen Personen, die Körperschaftssteuer, ZU; bıs ZUuU Ende der Inflation ließen sıch die
hiıer festgesetzten Beträge spielend aus der Portokasse begleichen”?. Die Intentionen bei
der Einführung der Eınkommen- und Körperschaftssteuer wurden damıt 1Ns Gegenteılverkehrt: nıcht die Besiıtzenden zahlten, sondern die Habenichtse.

Da neben der hochgradig inflationsreagiblen Lohnsteuer auch dıe Umsatz- und die
Kohlensteuer aufgrund ıhres Steuertarıfs, der als Prozentsatz des Jeweılıgen Verkaufs-
preises definiert WAarl, sıch quası autlos die Inflation anpassten, diese Steuern aber
ebenfalls die weniıger wohlhabenden Schichten (schon deren mangelnder Sparfä-hıgkeıt) härter trafen als die Besitzenden, trat auch be1 diesen Steuern der be] der FEın-
führung nıcht bedachte Eftekt eıner überproportionalen Belastung der Nıchtbesitzen-
den auf’>

erst bzw. Tage nach der Einbehaltung bei den Arbeitnehmern die Finanzkasse abge-führt werden MUsstie Neben der offensichtlichen Entlastung der Fiınanzämter hatte für die Eintfüh-
LUNS des Lohnabzugsverfahrens auch die Erfahrung AaUus dem Kaiserreic gesprochen, uch Ar-
beiter, Angestellte und Beamte mit nıedrigen ınkommen 1mM Selbstveranlagungsverfahrenbesteuert worden T1, aber häufig Zur Uneinbringbarkeit der Eiınkommensteuer gekommen
War, da diese Bevölkerungsschichten mn ihrer niedrigen Einkommen tast nıemals Rücklagenfür die 1n einer Jahressumme rällige Steuer gebildet hatten. Vgl Zzu Gesamtzusammenhang uch
die Denkschrift des preußischen Generalsteuerdirektors Heinke über das preußische Veranla-
gungsverfahren VO 5 1 GStA Berlin, Rep 151 {1 Nr. 117.
/1 WITT, Tax Policies and Tax Assessment, 462—467/7, Tab und 3; der Tatbestand hrte schon
1920 gENANNTLEN Steuerstreiks VOL allem 1n Süddeutschland; Berlın, Nr 2414;
t. 131 Nr. 5, Vorwärts Nr. 429, 435 und 444, 28 August, und September 1920

Dıieser Tatbestand geht schon AUus den 1n Anm. /1 aufgeführten Tabellen einwandtreı hervor;glücklicherweise kann diese Aussage uch mit den Steuerakten eines großen Konzerns, der Ciuten-
Hoffnungs-Hütte, plastisch belegt werden, Archiv der GH Reusch, Nr 4001311/23-24
(Akten betr. Steuern und soz1ale Lasten des Konzerns und seiıner Eınzelgesellschaften), Nr
40010129/40-42 (Akten betr. die Steuerleistungen VO  3 Gen.Dır. Reusch, 1921—24).

Wenn INan die Beratungen der Nationalversammlung über die einzelnen Steuergesetze liest
(RTI Bd 327-333), 1st schon auffällig, w1e wen1g onkret über die Frage geredet wurde, welche
Wiırkungen ohl VO  - einem ungebremsten Geldwertverfall auf die angestrebte »gerechte« Lasten-
verteilung ausgehen würden. Natürlich heißt das nicht, dass das Problem »Inflation« völlig über-
sehen wurde, sondern NUur, dass mıiıt der Erwähnung des Problems die Angelegenheit offensichtlich
für »erledigt« gehalten wurde.
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Obwohl sıch also aufgrund der Inflation die ursprünglıchen Intentionen nıcht erre1i-
chen lıeßen, darf eın wichtiger Aspekt nıcht übersehen werden. Dıie zwıischen Septem-
ber 919 und Maärz 1920 1ın schneller Folge verabschiedeten Steuergesetze haben e1IN-
mal abgesehen VO den Steuersätzen, die 924/25 eıner Revısıon unterzogen wurden
hinsıchtlich der Besteuerungstatbestände, der Veranlagungs- und Erhebungsmethoden
SOWl1e des Rechtsmuittelverfahrens bıs 1ın 1SCIC eıt bestanden, W as Ja doch für die mıt
der Einzelformulierung betrauten Beamten spricht. Erzberger hatte WwI1e€ schon darge-
legt auftf die einzelnen Formulierungen der (Gesetzestexte keinen FEinfluss e  ININCIL,
sondern NUuUr die allgemeıinen Zielsetzungen vorgegeben. Seıin eigentliches Verdienst be-
stand 1n der parlamentarischen Durchsetzung aller VO ıhm vorgeschlagenen Steuerge-
SECTZEC, denn NUuUr dadurch 1e18 sıch das erreichen, W as Erzberger einmal ftormulıiert hat
Fın zvohldurchdachtes Steuersystem mMUSS die Stelle der bisherigen Zufälligkeiten UN
Unzulänglichkeiten Trefien. Die Steuerlast MUSS als einheıtliches wirtschaftliches Ganzes
aufgefasst werden, wobeı das Ziel eben nıcht blo/ß dıe Steuerung des Ertrages sel, SOMN-

dern VOor allem auch die Gleichmäßigkeit un sozıale Gerechtigkeit angestrebt werd
damıt INan endlich dem naher komme, worauf die breiten Massen des Volkes seıt der
staatlichen Umwälzung |warteten, nämlıch] auf das große Obpfer der besitzenden Tas-
S$eN, damıt der Gedanke der soz1ıalen Gerechtigkeit ım Staate moll ZUY Wirkung
komme. Erzberger verstand CS meısterhaft, sowohl den häufig gCh unmöglıch kurzer
Fristen protestierenden Reichsrat w1e€e VOT allem die Ausschüsse un: das Plenum der
Nationalversammlung azu bewegen, seıne Gesetzesvorlagen vorrangıg behan-
deln un:! dadurch sıcherzustellen, ass bıs Ende des Haushaltsjahres 1919 31 Maäarz
1920 das ZESAMLE materielle Steuerrecht verabschiedet worden war’>.

Das Gleiche galt auch für das Kernstück des töderalen Fınanzsystems, das
zunächst Landessteuergesetz Nannte, be1 der ersten Novellierung dann ın Fiınanzaus-
gleichsgesetz umbenannte Gesetz, mıiıt dem die den Ländern verbleibenden Besteue-
rungsrechte geregelt un: die Aufteilung der Ertrage der Steuern festgeschriıeben WUÜUuI-

den, die zwischen Reich und Ländern (bedingt auch Gemeıinden) teilen Schon
auf den Konferenzen der Fınanzminıister Januar 1n Weımar un:! 778 Maı
1ın Berlin WAar den Ländern VO Reich 1im Prinzıp worden, dass, WEeNlll die Läan-
der und Gemeıinden schon auftf die Objektshoheıt ber die wichtigsten Steuern un! Ab-
gaben auf Einkommen, Vermögen un! Erbschatten würden verzichten mussen, ıhnen
das Reich be] der Ertragshoheıt entgegenkommen würde”®. Durch dıe 1mM Verfassungs-
ausschuss getroffenen Entscheidungen Ende Maı 1919 War die Verhandlungsposition
des Reiches sıch außerordentlich günst1ıg dennoch ving Erzberger das Problem des
Finanzausgleichs sehr vorsichtig d wenn iın der Natıonalversammlung erklärte: Es
mu55 eine Sache der sorgsamsten Überlegung un Abwägung sein, 70 1€ dıe Erträgnisse
der Gesamtheit der Steuern auf die verschiedenen öffentlichen Verbände mverteilen
sind. Tle haben S$ze wichtige Aufgaben erfüllen””. Das Miısstrauen der Länder-
ber den Absıchten des Reichstinanzministers War freilich ausgepragt, 4Sss sıch Erz-
berger -  n sah, nıcht die 1n den Beratungen befindlichen (jesetze über ıne
Reichsftinanzverwaltung bzw Reichsabgabenordnung gefährden, den Ländern un!
Gemeinden in diesen (Gesetzen garantıeren, dass ıhnen wenıgstens das durchschnitt-

327, 1433 $9
75 EPSTEIN, Erzberger, 3897

GStA Berlın, Rep 151 H Nr 1444, 45/-529, Wortprotokoll der Sıtzung VO Ja
1UAar 1919 1in Weımar; Ergebnisprotokoll der Besprechung RFM-Landesfinanzminister, 7.7/8 Maı
1919

Bd A,
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lıche Aufkommen der Steuerjahre 1917 bıs 1919 AUS den, durch die Reichseinkommen-
steuer ersetizten Landesabgaben einschließlich der Kommunalzuschläge überwiesen
wurde; darüber hınaus mMUuUusste Erzberger für bestimmte, den Ländern verbleibende
Aufgaben (wıe VOLI allem die Polizeı) ine Kostenbeteiligung des Reiches test zusagen’®.  78
Dies W ar der Preıs, den dafür zahlen MUSSTeE, a4ass sıch die Länderfinanzminister und
der Reichsrat ann doch mıt seiner Konzeption für den Fiınanzausgleich 1mM Bundesstaat
abfanden”?, die Erzberger be1 der Eınbringung des Landessteuergesetzes 1ın der Natıo-
nalversammlung Dezember 1919 och einmal für die Offentlichkeit erläuterte:

Das Reich werde zweıtelstreı die größten Lasten schultern mussen, schon die ınne-
1 un außeren Kriegsfolgelasten bewirkten dies; aber das Reich werde durch die TIECU-

Regelungen, dıe Ja tatsächliche eıne NEeEUuUE Vermarkung der steuerlichen Objekts- und
Ertragshoheıt darstellten, auch 1n die Pflicht S  IMMMCN, den Ländern und Gemeıinden
genügend Finanzkraft ZUr Verfügung stellen, damıt diese ıhre eigenständig zu 4 e
staltenden Aufgaben, ob z.B 1m Bereich der Bıldung der der allgemeıinen I1NMNeICH

Verwaltung, auch eigenständıg finanzieren konnten. Nur ber eines mussten sıch alle
Beteilıgten 1mM klaren se1n, Zzuerst komme das Reich un:! ann erst die Partikularinteres-
SCI1 VO  n Ländern und Gemeinden. Nur ließe sıch das eigentliıche Ziel der
Operatıon erreichen, a4MMS$ den TIrümmern des Krıeges eın Deutschland aufzurich-
Len, den Sozzıalstaat der Zukunft®.

ach R M sehr schwierigen Ausschussverhandlungen und begleitet VO  — »leıden-
schaftlich geführten Debatten“®! wurde das Landessteuergesetz gerade och rechtzeitig,
eiınen Tag VOT Erzbergers Demissıon, 7wel Tage VOT dem Kapp-Putsch, 11 Maäarz
920 1in dritter Lesung als Schlussstein der Fiınanzgesetzgebung ANSCHOIN-
men?®?.

78 Bd 329 (12.8,1919%
Kab Bauer, 21A719 (Denkschrift des betr. Finanzausgleich,9 GStAÄA Berlin,

Rep 151 Nr 1444, 5/2-574, RFM Landesfinanzminister, 24 8 1919 nebst Denkschrift
für die Besprechung 2.9.1919 Kab Bauer, 389—397/ (Besprechung RFM-Landestinanz-
minıster, 773 Wortprotokoll der Erklärung des RF Ergebnisprotokoll der Sıtzung)

Bd J3 38397ff 3121919}
81 MÖLLER, Erzberger,

Das (Gesetz enthielt vier Abschnitte: der regelte das Verhältnis VO Reichs- und Landes-
rechten bei der Besteuerung; 1MmM Zzweıten Abschnitt wurde die Beteiligung der Länder und Ge-
meıiınden Reichssteuern festgelegt; der vierte Abschnuitt enthielt noch einmal, die schon 1M (se-
seiz über die Reichsfinanzverwaltung bzw. 1n der Reichsabgabenordnung festgeschriebene
Garantıe VO Mındestüberweıisungen des Reiches die Länder AUS der iınkommens- und KOör-
perschaftssteuer, unabhängig VO deren tatsächlichem Ertrag; 1m dritten Abschnuitt wurde das
schwierigste Problem, die Beteiligung des Reiches den Kosten reichsgesetzlich geregelter Fra-
gCn w1€e 7 B der Arbeitslosenunterstützung, deren verwaltungsmäßige Abwicklung ber bei den
Ländern und/oder Gemeinden lag, geregelt un! zugleich eın 5System VO  - Spezialzuweisungen des
Reiches tinanzschwache Länder und Gemeinden fur deren Aufgaben eingeführt. Der dritte Ab-
schnitt War sicherlich jener, der die größten technischen Probleme, die zugleich ber uch hochpo-ıtischeT, aufwarf; denn jerbei konnte das Reich durchaus arbiträr andeln: jedes Land, des-
SCI1 Unterstützung für ganz andere Vorhaben 1m Reichsrat benötigt wurde, konnte mıiıt solchen
Spezialzuweisungen des Reiches auf Linıe gebracht oder durch Verweigerung solcher Unterstüt-
ZUNgeN »abgestraft« werden. Das W alr für den anzustrebenden kooperativen Föderalismus 1m
Deutschen Reich nıcht gerade förderlich, tru außerdem ZUTr Verwischung VO  — politischen Ver-
antwortlichkeiten be1 ber bei aller Kritik diesen Vorschriften sollte doch nıcht VErgCSSCH
werden, dass praktikablere Lösungen der deutsche Bundesstaat uch heute, mehr als Jahre nach
diesem Gesetz, nıcht gefunden hat.
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VII

Ungeklärt blieb Erzbergers Regıe 1Ur e1ın, allerdings für die Entwicklung der Öf-
tentlichen Fınanzen nıcht unwichtiger Komplex: Wıe sollte die Rechtsstellung des
Reichsfinanzministers bei der Aufstellung, Durchführung und regierungsinternen
Kontrolle des Reichshaushalts, des »Regierungsplans Par excellence«®, aussehen. Die
Erfahrungen 1mM Kaiserreich hatten gEZEIZT, dass, solange der für die Haushaltsgebarung
des Reiches verantwortliche Schatzsekretär keinerle] nstrumentarıen besaßß, die Res-
SOTFTS ZUr rechtzeıtigen und vollständıgen Vorlage ıhrer Haushaltsanmeldungen
zwıngen, auch keine verfassungsrechtlichen oder regierungsorganısatorischen Vor-
schriften dıe Ressorts ZuUur Eınhaltung VO  — Vorgaben des Schatzsekretärs für die usga-
ben veranlassten un: auch über- der außeretatmäßige Ausgaben der Ressorts VO
dem Schatzsekretär nıcht verhindert werden konnten, iıne geordnete, auch dıe Rechte
des Parlaments respektierende, Haushaltsführung auUum möglich WAar. Ne Versuche des
Reichsschatzamtes 1m Kaiserreich 1ne gesetzliche Regelung für die Haushaltsführung
durchzusetzen, WAar massıven Wiıiderstand der Fachressorts gescheitert, dıe dabei al-
lerdings das erfolgreiche Argument benutzt hatten, eın solches Gesetz werde NUr
den Reichstag aufwerten, dass die »Getahr« eıner echten parlamentarıschen Kon-
trolle mi1t allen, unabsehbaren Konsequenzen für das Ja gewollt antıparlamentarısche
Regierungssystem des Kaiıserreichs entstehen konnte®*. Erzberger, der VOI 1914 den
entschiedenen Befürwortern eınes solchen, dıe Haushaltsführung des Reıiches regelnden
(Gesetzes gehört hatte, der siıcher auch dessen Bedeutung 1m Parlamentarısmus nıcht
unterschätzte, hat dennoch darauf verzichtet, eın solches Gesetz ausarbeıten lassen,
da 1er mıiıt dem erbitterten Wıderstand der Fachressorts rechnen mMUuUSsste. Irst se1n
Nachfolger, Joseph Wırth, konnte angesichts der immer verzweıtelter werdenden
Haushaltslage des Reiches zunächst mıt eıner Ser1e VO  3 Kabinettsbeschlüssen, dann
auch mıt dem Entwurt eıner Reichshaushaltsordnung für geordnetere Verhältnisse SO[1-

SCH Di1e Reichshaushaltsordnung selber wurde allerdings erst 31 Dezember 19723 1in
Kraft gesetzt®.

Aus der Betrachtung bısher ganz ausgeblendet 1st die Verteilungsseite, also die Ver-
wendung der öffentlichen Einnahmen für die öffentlichen Ausgaben, geblieben. Dıies 1st
miı1t gutem rund geschehen. Die Rekonstruktion der Ausgaben des Reichs 1st nämlıch
weder ın den wen1g aussagekräftigen lautenden Summen och ga 1n realen Werten des
hierfür gewählten Vergleichsjahres 1913 gelungen. Daher lässt sıch ausweıslıch der
SCH der Vernichtung der Akten der Haushaltsabteilung des 1Ur spärlıch tlie-
Renden Überlieferung 1Ur festhalten, 4SSs Erzberger offensichtlich n1ıe Ausgaben,
WwI1€e S1e ETW: für Teuerungszulagen für die öffentlichen Bediensteten, für die Ausgleı-
chung des Deftizıits der Arbeıiterrentenversicherung (die Angestelltenversicherung spielteoch 1ine untergeordnete Rolle), für Neueinstufung VO Beamtenklassen be1 dem gCc-
planten Reichsbeamtengesetz, für Besoldungszuschüsse die Länder un: Gemeinden
oder für andere sozıale Zwecke entstanden oder für die Zukunft angemeldet worden
9 opponıert hat8® Ob ach Bewältigung des Steuerprogramms wirklich den

83 Gaston JEZE, Allgemeine Theorie des Budgets, Tübingen 1927, VIL
WITT, Finanzpolıtik des Deutschen Reiches, 3303237

85 WITT, Reichstinanzminister und Reichsfinanzverwaltun 30—41
Diese Aussage erfolgt aufgrund der Durchsicht der Akten des Reichsfinanzministeriums,

bei allerdings die Haushaltsakten vernichtet worden sınd, dass Ur indirekt über Hınweıise 1in
vielen anderen Aktenserien VOISCHANSCH werden konnte: uch 1n der Publikation Kab Bauer, fiın-
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Wildwuchs der öffentlichen Ausgaben toleriert hätte, I1US>$5 offen bleiben; aber C1MN sol-
ches Verhalten hätte naturgemäfßs den Erfolg der Steuerpolıitik zunichte gemacht, ass

wahrscheinlich IST, ass auf Dauer VO  —; strikten Kontrollen der Haushaltsan-
der Fachressorts abgesehen hätte

111

Wenn InNnan die Leistungen Matthias Erzbergers den WECNLISCH Onaten sCINCT Amts-
führung richtig einschätzen 11 I1NUuS$ss$s MI1L Nachdruck darauf werden, 4ss

mMi1t SC1IHNECT Finanzpolıitik also der Gestaltung VO materijellem Steuerrecht, VO Abga-
benordnung un:! Finanzausgleich Bundesstaat entscheidend azZu beigetragen hat
dass die Weı1marer Republık als demokratischer un:! parlamentarıscher Verfassungsstaat
Wemgstens intentional auch den Charakter demokratischen Wohltahrtsstaates CI -
halten hat Seıne Fähigkeıt wirtschaftliche, sozıale un:! staatstinanzıelle Gesichtspunkte
als ıntegrale Einheit sehen un:! MITL SC1ILICI Fiınanzpolitik auch Voraussetzungen für
1Ne solche Integration geschaftfen haben, unterschied ıh vorteıilhaft VO  - vielen ande-
TenNn Vertretern der Weı1marer Koalıtiıon, die allzu häufig den NNerIren Zusammenhang
dieser Politikbereiche übersahen Erzbergers Verdienste sınd freilich VO  e} Zeıtgenossen
un: Hıstorikern nıcht hinreichend gewürdiıgt worden Das hing eiınmal damıt —
INCI, ass INa Erzbergers Bereitschatft, sıch VO  3 alten, lıebgewordenen Vorstellung
trennen, als » Charakterlosigkeit« ansah obwohl Ce1NE solche Wandlungstähigkeit doch
gerade VO  3 der »großen Gabe, C111 ernender bleiben« zeuUgLE Zum anderen
Wl Erzberger durch SC1IMNCIN Intimfeind arl Helfferich und dessen Kumpane WIC
Alfred Hugenberg un! dessen Hetzpresse C1NEC beispiellose ampagne enttacht worden.
ber diese ekelerregenden Verleumdungen (vergleichbar mıiıt der Hetze Friedrich
Ebert, Philıpp Scheidemann un:! Walter Rathenau) ı1ST der sorgfältigen Untersuchung
VO Klaus Epstein das Notwendige DESARL Nur der eher treundlichen Beurteilung,
Heltfterich habe den Meuchelmord Erzberger sıcher nıcht gutgeheißen??, vermag ıch
mich nıcht anzuschließen Schon während des VO  - Erzberger Helfferich ANSC-
Strengten Beleidigungsprozesses (der AUSSINS, WIC bei der reaktionären Rıchterschaft
ausgehen MUuUSSTE, nämlıch MIit lächerlich nıedrigen Geldstrafe für Helfterich un!

alle Tatsachen gründlıch verdrehenden »Verurteilung« Erzbergers durch das (6-
richt) hatte der 21-jährige Offiziersaspırant Oltwig VO  - Hırschfeld versucht, Erzberger

ermorden (am 26 Januar der Täter berief sıch dem Prozess (am FT Fe-
bruar ausdrücklich auf Helfterichs Anschuldigungen Erzberger dem
Pamphlet » Fort MIt Erzberger« un:! auch die 26 August 1921 ann erfolgreichen
Mörder begründeten ıhre Tat MI1L Helfterichs un! Hugenbergs Angriffen auf Erzberger
Es WAarTrTe Ja C1M Leichtes für Helfterich SCWESCH, sıch Januar 1920 ach dem ersten

Mordanschlag VO  - solchen Interpretationen SCINECT Worte distanzıeren Nıchts VO
dem geschah der Führer der DNV der Helftfterich Ja auch Wäal, schwieg un: die ıhm
zuarbeıtende Hugenbergsche Hetzpresse hatte nıchts besseres Cun, als anzudeuten,
Aass dieser fehlgeschlagene Versuch C111 ohl vorbereıteter Fehlschlag SCWESCH SCI,
als ob sıch Erzberger nıcht erfolgreichen Mordanschlag bestellt hatte, VO  3 den
Peinlichkeiten, dıe dem Beleidigungsprozess Tag für Tag wurden, abzulen-

den siıch zahlreiche Einzelbelege, die die generelle Aussage abstützen
PSTEIN Erzberger,

8 Ebd uch für das Folgende
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ken Insoftfern stehe iıch nıcht d Helfferich erster Stelle als den Schreibtischmörder
benennen, dessen Tatanteıl außerdem 1e] größer WAar als der der eigentlichen Täter,

die Ja Ur belıebig austauschbare, törıchte, verhetzte Junge Menschen
Zum Schluss ine bei Hıstorikern Ja nıcht gerade geschätzte, mır 1er aber doch

bedenkenswerte kontrafaktische Anmerkung: Was ware geschehen, wenn Matthıias
Erzberger ach seiner vollen Rehabilitation 1MmM Herbst 1921 wıeder auftf dıe große politi-
sche Bühne zurückgekehrt ware? Nun, 1n erstier Linıe ohl Folgendes: Im Zentrum
hätten siıcherlich nıcht mediokre Gestalten w1e Heıinrich Brünıng die Macht sıch
reißen, den Wohlfahrtsstaat diskreditieren und dıe Republık 1in 1ne autorıtäre Präsıidial-
diktatur verwandeln können und die totalıtäre Dıktatur, die aber auch 1mM Gewand des
Wohlfahrtsstaates daherkam, ware vielleicht verhindern BCWESCN.
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